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Freiwilligendienste im Fokus der Engagementpolitik

Die Freiwilligendienste als besondere, geregelte 
Formen bürgerschaftlichen Engagements1 sind 
zu einem zentralen Instrument der Engagement­
politik geworden. Von einem Nischenbereich, 
mit dem sich lediglich eine begrenzte Fachöffent­
lichkeit befasst hat, sind die Freiwilligendienste 
zu einem beachteten gesellschaftlichen Bereich 
avanciert, über den in der Öffentlichkeit debat­
tiert wird und auf den die Politik in besonderer 
Weise zugreift. Der Ausbau und die Neugestal­
tung der Freiwilligendienste und vor allem die 
Schaffung des Bundesfreiwilligendienstes waren 
eine der zentralen engagementpolitischen Akti­
vitäten der Bundesregierung in der letzten Legis­
laturperiode. Im Zuge dieser neuen Aktivitäten 
verändert sich das Verhältnis zwischen Staat und 
Zivilgesellschaft. Mit dem Bundesfreiwilligen­
dienst wird ein staatlich geregelter und organi­
sierter Freiwilligendienst geschaffen, mit dem 
der Staat direkt auf die Zivilgesellschaft zugreift 
und versucht, sie in seinem Sinn zu steuern.

Etwa 90.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
absolvieren derzeit einen der verschiedenen 
Dienste, wobei die Jugendfreiwilligendienste wie 
u. a. das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) und das 
Freiwillige Ökologische Jahr (FÖJ) mit ca. 50.000 
Plätzen den größten Teil ausmachen, gefolgt von 
dem neu geschaffenen Bundesfreiwilligendienst 
mit 35.000 Plätzen.

Der „Aufstieg“ der Freiwilligendienste lässt sich 
bereits seit einigen Jahren beobachten. Mit der 
Aussetzung der Wehrpflicht zum 1. Juli 2011 und 
dem damit verbundenen Ende des Zivildienstes 

1 Wenn Freiwilligendienste als „besondere Formen des 
bürgerschaftlichen Engagements“ bezeichnet werden, 
wird damit kein Qualitätsurteil ausgesprochen. „Beson­
ders“ bezieht sich lediglich darauf, dass sich diese Tätig­
keiten aufgrund ihrer besonderen Konstruktion sowie 
der gesetzlichen und vertraglichen Regelungen von an­
deren Formen bürgerschaftlichen Engagements unter­
scheiden.

gab es dann einen weiteren Schub für den Ausbau 
der Dienste. Damit gerieten die bundespolitischen 
Akteure, aber auch Vereine, Verbände und Kom­
munen unter Handlungsdruck, den Wegfall der 
Zivildienstleistenden zumindest teil weise zu kom­
pensieren. Zugleich eröffnete der Transfer der 
Mittel aus dem Zivildienstbereich in die Freiwil­
ligendienste neue Gestaltungsoptionen. Mit dem 
Bundesfreiwilligendienst wurde von der Bun­
desregierung unter der Federführung des Bun­
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend ( BMFSFJ) ein neues Format geschaf­
fen, mit dem nun Angehörige al ler Generationen 
einen Freiwilligendienst absol vieren können. Zu­
gleich wurden die bestehenden Jugendfreiwilli­
gendienste stärker gefördert und ausgebaut.

Ein gewachsenes Interesse an Freiwilligendiens­
ten lässt sich allerdings schon vor den Verände­
rungen bei Wehrdienst und Zivildienst beob­
achten. Im Kontext der Debatten der Enquete­ 
Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen 
Engagements“ (2002) wurden die Freiwilligen­
dienste in ihrer Bedeutung für die Zivilgesell­
schaft gesehen und aufgewertet (vgl. auch Jakob 
2002, 2011a; Slüter et al. 2004). Die neuere Bil­
dungsdebatte hat den Blick auf freiwilliges En­
gagement und die Freiwilligendienste als Orte 
und Gelegenheiten für Bildungsprozesse geöff­
net und dafür sensibilisiert, dass Engagement 
gelernt werden muss (vgl. Autorengruppe Bil­
dungsberichterstattung 2010, S. 80 ff.; BMFSFJ 
2006; Düx et al. 2008; Mader 2002). Die inter­
nationalen Freiwilligendienste werden von De­
batten um globales Lernen, entwicklungspoliti­
sche Bildung und Leitbilder einer „Weltbürger­
schaft“ beeinflusst (vgl. Reddy 2013). Seit Kur­
zem wird „Ein Freiwilliges Jahr für alle“ gar zum 
Hoffnungsträger für die Herausbildung einer 
europäischen Zivilgesellschaft (vgl. Beck/Cohn­ 
Bendit o. J.).
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Die Freiwilligendienste sind offensichtlich zu ei­
ner gesellschaftlichen Größe geworden, die Hoff­
nungen und Begehrlichkeiten verschiedener Ak­
teure weckt. Als Erfolgsbilanz der letzten Jahre 
lässt sich verbuchen, dass es gelungen ist, frei 
werdende Gelder aus dem Zivildienstbereich in 
die Freiwilligendienste zu transferieren. Damit 
konnten neue Einsatzstellen für Freiwillige ge­
schaffen und ein Ausbau der internationalen 
Jugendfreiwilligendienste forciert werden.

Aus einer zivilgesellschaftlichen Perspektive be­
trachtet wurde für diese Ausweitung allerdings 
ein hoher Preis bezahlt. Mit dem Bundesfreiwil­
ligendienst ist ein staatlich organisierter Freiwil­
ligendienst etabliert worden, mit dem sich das 
federführende Bundesministerium einen direk­
ten Zugriff auf die Freiwilligendienste geschaffen 
hat. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind 
zwar in lokalen Einrichtungen und Organisatio­
nen tätig. Die Abwicklung des Dienstes durch 
das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftli­
che Aufgaben (BAFzA) erfolgt allerdings weitge­
hend unter staatlicher Regie. Damit wird das Prin­
zip der Subsidiarität weiter ausgehöhlt, und zivil­
gesellschaftliche Strukturen werden geschwächt. 
Hinzu kommt, dass die auf den ersten Blick at­
traktiv erscheinende Öffnung für alle Alters­
gruppen mit diversen Problemen verbunden ist, 
weil damit die Arbeitsmarktneutralität der Diens­
te gefährdet und die Monetarisierung des Be­
reichs forciert werden. Und nicht zuletzt erschwert 
die Konstruktion des Bundesfreiwilligendienstes 

eine – über formale Kriterien hinausgehende – 
inhaltliche Bestimmung dessen, was denn nun 
den Kern von Freiwilligendiensten ausmacht.

Auf das Problem eines staatlichen Zugriffs auf 
die Freiwilligendienste ist bereits im Vorfeld des 
Gesetzgebungsprozesses von Trägervertretern 
(vgl. Brombach 2010) und Wissenschaftlern (vgl. 
Liebig 2011; Strachwitz 2011) hingewiesen wor­
den. Die Frage nach der Rolle von „Freiwilligen­
diensten zwischen staatlicher Steuerung und zi­
vilgesellschaftlicher Gestaltung“ wird auf ein­
schlägigen Tagungen2 verhandelt und ist zu einem 
wichtigen Punkt der Selbstvergewisserung bei 
den Trägerorganisationen geworden (vgl. Slüter 
2011). Die Debatte zum Verhältnis von Staat 
und Zivilgesellschaft bei den Freiwilligendiens­
ten hat sich zu einer zentralen Kontroverse ent­
wickelt, die in einschlägigen Publikationen und 
Diskursforen geführt wird (vgl. Jakob 2011b; 
Kreuter 2012; Liebig 2012 sowie die Beiträge in 
Klein et al. 2013).

Im Folgenden wird ein Überblick über die Ent­
wicklung der Freiwilligendienste gegeben, die 
Konstruktion des Bundesfreiwilligendienstes und 
erste empirische Befunde vorgestellt und die 
Freiwilligendienste im Kontext staatlicher En­
gagementpolitik diskutiert.

2 So der Titel einer Fachtagung der Arbeitsgruppe „Frei­
willigendienste“ des Bundesnetzwerkes Bürgerschaftli­
ches Engagement (BBE) und des Bundesarbeitskreises 
Freiwilliges Soziales Jahr (BAK FSJ), die im März 2013 
in Berlin stattfand.

I. Begriff, Formen und Entwicklung der Freiwilligendienste

1. Freiwilligendienste als geregelte Form 
bürgerschaftlichen Engagements

Bezüge zum bürgerschaftlichen Engagement

Freiwilligendienste sind Orte freiwilligen bür­
gerschaftlichen Engagements, und sie sind zu­

gleich Gelegenheiten und Räume, in denen En­
gagement und Verantwortungsübernahme ge­
lernt werden. Bürgerschaftliches Engagement ist 
dadurch gekennzeichnet, dass Bürgerinnen und 
Bürger freiwillig und unentgeltlich und in der 
Regel gemeinsam im öffentlichen Raum tätig 
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werden (vgl. Enquete­Kommission „Zukunft des 
Bürgerschaftlichen Engagements, Deutscher Bun­
destag 2002, S. 86 ff.; vgl. auch Olk/Hartnuß 
2011). Das Engagement findet in allen Bereichen 
statt und umfasst ganz heterogene Aktivitäten. 
Dies reicht von Tätigkeiten in formalen Institu­
tionen wie Vereinen, Verbänden, Kirchenge­
meinden und Parlamenten bis hin zu fluiden 
und ungebundenen Formen in sozialen Bewe­
gungen, Initiativen und zivilgesellschaftlichen 
Gruppen. Das Engagement kann aber auch in 
staatlichen Organisationen wie Schulen oder 
Gerichten stattfinden, wenn man etwa an die 
Schülermitverwaltung oder an ehrenamtliche 
Schöffen denkt. Die Aktivitäten fügen sich in 
etablierte Strukturen und Praktiken ein. Sie kön­
nen manchmal aber auch widerspenstig und 
unbequem sein, Bewährtes infrage stellen, Ab­
läufe durcheinanderbringen und neue Entwick­
lungen anstoßen. Dies ist Teil der Eigensinnig­
keit bürgerschaftlichen Engagements, das sich 
nicht nach zweckrationalen Gesichtspunkten 
durchorganisieren lässt. Wenn das Engagement 
darauf reduziert wird, vorgegebene Dienstleis­
tungen im Auftrag von Organisationen oder im 
staatlichen Auftrag zu erbringen, verliert es sei­
nen Eigensinn als bürgerschaftliche Aktivität.

Den Engagierten selbst ist der bürgerschaftliche 
Charakter ihres Engagements gar nicht immer 
bewusst. Wenn man etwa Jugendliche fragt, dann 
bekommt man oft zu hören, dass die Tätigkeit 
z. B. in einem Jugendverband Spaß mache, dass 
sie gerne mit den anderen Jugendlichen zusam­
men sind und ähnliche Begründungen. Von den 
engagierten Individuen wird Engagement häu­
fig nicht als solches bezeichnet, und der Begriff 
des bürgerschaftlichen Engagements ist kein all­
tagsweltlicher Begriff zur Begründung des eige­
nen Handelns. Auch wenn die Individuen ihr 
Engagement nicht selbst als solches reflektieren, 
kann es auf der Strukturebene sehr wohl ein bür­

gerschaftliches Engagement sein, das dem Ge­
meinwohl zugute kommt. Die strukturelle Be­
stimmung bürgerschaftlichen Engagements als 
zivilgesellschaftliche Tätigkeit ergibt sich viel­
mehr daraus, dass die Bürger mit ihren Aktivi­
täten über die Durchsetzung eigener Interessen 
hinausgehen, dass sie sich in ihrem Handeln 
mit anderen abstimmen und Kompromisse fin­
den müssen und dass die Aktivitäten das Zusam­
menleben im Gemeinwesen bereichern (Olk/
Hartnuß 2011, S. 155).

Diese Kriterien lassen sich auf die Freiwilligen­
dienste übertragen. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer engagieren sich für gesellschaftliche 
Belange und stellen dafür ein Jahr ihrer Lebens­
zeit bereit. Sie erbringen damit eine Leistung für 
die Gesellschaft, übernehmen soziale Verantwor­
tung, geben Hilfestellung und Unterstützung für 
andere Menschen, wirken in gemeinnützigen 
und kommunalen Einrichtungen mit und set­
zen sich für die Bewältigung eines sozialen, öko­
logischen oder (entwicklungs­)politischen Pro­
blems ein. Das gezahlte Entgelt ist nicht als „Ent­
lohnung“ konzipiert, sondern ist ein Taschengeld 
für die Zeitdauer des zumeist in Vollzeit erbrach­
ten Freiwilligendienstes.

Ein solcher Freiwilligendienst wird keineswegs 
selbstlos oder aus altruistischen Motiven erbracht. 
Vielmehr spielen dabei – ähnlich wie im bürger­
schaftlichen Engagement insgesamt – vielfältige 
Haltungen und auch selbstbezogene Motive eine 
Rolle. Dies können Erwartungen sein, damit zur 
eigenen Persönlichkeitsentwicklung beizutragen, 
Hilfen für die individuelle berufliche Orientie­
rung zu bekommen, die Wartezeit bis zur Aus­
bildung zu überbrücken oder die eigenen beruf­
lichen Chancen mit einem solchen Engagement 
zu verbessern. Diese selbstbezogenen Haltungen 
sind aber immer gebunden an das Engagement, 
in dem sich die Teilnehmerinnen und Teilneh­
mer für andere Menschen, für eine Sache, eine 
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Organisation oder die Bewältigung eines gesell­
schaftlichen Problems einsetzen.

Bezüge der Freiwilligendienste zur Zivilgesell­
schaft ergeben sich aus ihrer Bestimmung als 
bürgerschaftliches Engagement und aus ihrer 
spezifischen Organisation. Anknüpfend an die 
Fachdebatte (vgl. Evers 2011; Klein 2001) ver­
stehe ich Zivilgesellschaft als die Gesamtheit an 
öffentlichen Aktivitäten und Organisationen, in 
denen sich Bürgerinnen und Bürger auf freiwil­
liger Basis zusammenfinden und engagieren. Be­
vorzugte Orte, an denen dies nach wie vor statt­
findet, sind die Organisationen des Dritten Sek­
tors wie lokal angesiedelte Vereine, überregional 
tätige Verbände, Stiftungen, Kirchen und andere 
gemeinnützige Organisationen. Zivilgesellschaft 
findet allerdings nicht nur in fest gefügten Or­
ganisationen statt und ist schon gar kein abge­
schlossener Sektor. Orte der Zivilgesellschaft sind 
ebenso die ungebundenen Formen wie Bürger­
bewegungen, und ­proteste, die über einen lo­
ckeren Organisationsgrad verfügen.

Zivilgesellschaft existiert nicht nur in einem Sek­
tor oder als Teil einer kritischen Öffentlichkeit, 
sondern zivile Werte und Orientierungen durch­
ziehen die gesamte Gesellschaft und beeinflus­
sen auch das Handeln in anderen Sektoren wie 
dem administrativ­politischen Bereich oder in 
der Wirtschaft. Umgekehrt gilt, dass gemeinnüt­
zige Organisationen nicht ausschließlich nach ei­
ner zivilgesellschaftlichen Handlungslogik funk­
tionieren. Insbesondere die großen Vereine und 
Verbände, die in die Erbringung sozialstaatlicher 
Leistungen eingebunden sind, vereinen als „hy­
bride Organisationen“ (Evers et al. 2002) ver­
schiedene Funktionen und Logiken. Sie handeln 
auch als wirtschaftliche Akteure und erfüllen im 
Auftrag des Staates öffentliche Aufgaben.

Anknüpfend an Traditionen des Subsidiaritäts­
prinzips sind die Jugendfreiwilligendienste so 
konzipiert, dass gemeinnützige Trägerorganisa­

tionen als Teil der Zivilgesellschaft dafür zustän­
dig sind, die Dienste zu organisieren und umzu­
setzen. Dem Staat obliegt die gesetzliche Rah­
mung und eine ergänzende finanzielle Förde­
rung aus dem Bundeskinder­ und Jugendplan.

Formale und organisatorische Regelungen

Freiwilligendienste sind mit einer hohen zeitli­
chen Verpflichtung verbunden und vertraglich 
geregelt. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
sind ganztägig in Vollzeit oder – beim BFD – in 
Teilzeit mit einem Umfang von mindestens 20 
Wochenstunden bei über 27­jährigen tätig. Sie 
erhalten ein Taschengeld und bei Bedarf unent­
geltliche Unterkunft und Verpflegung. In der 
Re gel dauert der Freiwilligendienst 12 Monate, 
kann aber auch nur sechs Monate oder – in Aus­
nahmefällen – bis zu 24 Monaten dauern.3 Die 
sozialversicherungspflichtige Tätigkeit der Frei­
willigen basiert auf einer vertraglichen Grund­
lage, die weder Arbeits­ noch Ausbildungsver­
trag ist.

Die Freiwilligendienste werden in gemeinwohl­
orientierten Einrichtungen der Wohlfahrtspfle­
ge, der Kinder­ und Jugendhilfe, der Gesund­
heits­ und Altenpflege, der Behindertenhilfe, der 
Kultur­ und Denkmalpflege und des Sports so­
wie im Bereich des Umwelt­ und Naturschutzes 
erbracht (§§ 3 und 4 JFDG und § 3 BFDG). Im 
Bundesfreiwilligendienst sind darüber hinaus 
noch der Zivil­ und Katastrophenschutz hinzu­
gekommen, in denen zuvor die Tätigkeit von 
Zivildienstleistenden eine große Rolle spielte. 
Darüber hinaus können in einem kleinen Seg­
ment auch staatliche Einrichtungen wie Schulen 
oder Kommunal­ und Landesverwaltungen Ein­
satzstellen von Freiwilligendiensten sein. Im Fall 
der Freiwilligendienste in Schulen, die seit eini­
gen Jahren in Hessen und Rheinland­Pfalz um­

3 Ausnahmen sind für Modellprojekte oder besondere 
Varianten von Freiwilligendiensten vorgesehen. 
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gesetzt werden, fungieren gemeinnützige Orga­
nisationen als Träger, die den Einsatz koordi­
nieren und die Freiwilligen begleiten.

Bezüglich der angesprochenen Altersgruppen 
unterscheiden sich die Freiwilligendienste. Ein 
Jugendfreiwilligendienst (JFWD) kann im Zeit­
raum zwischen dem Erreichen der Vollzeitschul­
pflicht und dem 27. Lebensjahr absolviert wer­
den. Der Bundesfreiwilligendienst (BFD) ist dar­
über hinaus für Angehörige aller Generationen 
möglich.

Zur Rolle von Trägern und Zentralstellen

Die JFWDe werden im „Dreieck“ von Trägeror­
ganisation, Einsatzstelle und Freiwilligem umge­
setzt. Träger sind nach dem Gesetz Verbände der 
Wohlfahrtspflege, öffentlich­rechtliche Körper­
schaften wie Religionsgemeinschaften sowie Ge­
bietskörperschaften und sonstige Körperschaf­
ten des öffentlichen Rechts und bedürfen der An­
erkennung durch die Bundesländer (§ 10 JFDG). 
Die Träger sind zuständig für die Gewinnung, 
Vermittlung und Begleitung der Teilnehmer und 
für die Zusammenarbeit mit den Einrichtungen. 
Sie sind Ansprechinstanz und Vertragspartner 
der Freiwilligen. Für die pädagogische Beglei­
tung der Freiwilligen erhalten sie eine Förder­
pauschale aus dem Bundeskinder­ und Jugend­
plan. Die Träger sind auch die Ansprech­ und 
Kooperationspartner für die Einrichtungen und 
Organisationen, in denen die Einsatzstellen der 
Freiwilligen angesiedelt sind.

Dieses Modell, das in der Fachdebatte unter 
dem Stichwort „Trägerprinzip“ gefasst wird, ba­
siert auf Traditionen des Subsidiaritätsprinzips 
und regelt damit das Verhältnis zwischen Staat 
und gemeinnützigen Trägerorganisationen. Wäh­
rend die Jugendfreiwilligendienste auf diesem 
Trägerprinzip basieren und von den Trägern um­
gesetzt werden, ist dieses Modell beim Bundes­
freiwilligendienst weitgehend aufgehoben und 

durch ein sogenanntes Zentralstellenverfahren 
abgelöst worden. Die Zentralstellen beantragen 
die Fördermittel und übernehmen deren Wei­
terleitung an die jeweils angeschlossenen regio­
nalen Träger.

Bildung und Lernen in Freiwilligendiensten

Konstitutiv für Freiwilligendienste sind der Bil­
dungsgedanke und die Zielsetzung, mit der Tä­
tigkeit umfassende Lern­ und Bildungsprozesse4 
zu ermöglichen. Die Erfahrungen in einem Frei­
willigendienst und deren Reflexion sollen einen 
Beitrag zur persönlichen Entwicklung leisten, 
Möglichkeiten zur beruflichen Orientierung er­
öffnen und dabei den Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer in dem jeweiligen Tätigkeitsbereich auch 
fachliches und methodisches Wissen und Kön­
nen vermitteln. Und nicht zuletzt sind auch eine 
Erweiterung sozialer Kompetenzen sowie bür­
gerschaftliches Lernen intendiert. Für die inter­
nationalen Freiwilligendienste spielt des Weite­
ren die Auseinandersetzung mit fremden Kul­
turen und interkulturelles und globales Lernen 
eine wichtige Rolle.

Dieser Verknüpfung von Freiwilligendienst und 
Bildung wird in den gesetzlichen Grundlagen 
Rechnung getragen. So heißt es im § 1 des Ge­
setzes zur Förderung von Jugendfreiwilligen­

4 In der wissenschaftlichen Fachdebatte wird zwischen 
Lernen und Bildung unter­schieden. Lernen bezeich­
net primär den Aufbau von Verhaltens­ und Wissens­
mustern (vgl. Thiersch 2011). Der „Begriff ‚Bildung’ 
zielt auf das Subjekt, das sich bildet und gebildet wird, 
und auf die Gestaltung der Welt, in der es sich bildet“ 
(ebd., S. 163). Im Kontext der Freiwilligendienste wird 
bislang nicht zwischen beiden Begriffen unterschie­
den; häufig ist von „Lerndiensten“ die Rede, was ich für 
keine gelungene Formulierung halte, da Prozesse der 
Eigentätigkeit und der Selbstbildung dabei unterbelich­
tet bleiben. Die Auseinandersetzung mit beiden Be­
griffen und eine fachliche Fundierung an dem Punkt 
stehen für die Freiwilligendienste noch aus. Zu ersten 
Ansätzen anknüpfend an Diskurse um politische Ju­
gendbildung vgl. die Beiträge in Slüter (2011).
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diensten (JFDG): „Jugendfreiwilligendienste för­
dern die Bildungsfähigkeit der Jugendlichen und 
gehören zu den besonderen Formen des bür­
gerschaftlichen Engagements.“ (BGBl. I, S. 842) 
Im Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG) wer­
den die Aufgaben des BFD folgendermaßen um­
schrieben: „Im Bundesfreiwilligendienst enga­
gieren sich Männer und Frauen für das Allge­
meinwohl, insbesondere im sozialen, ökologi­
schen und kulturellen Bereich sowie im Bereich 
des Sports, der Integration und des Zivil­ und 
Katastrophenschutzes. Der Bundesfreiwilligen­
dienst fördert das lebenslange Lernen.“ (BGBl. I, 
S. 687)

Lern­ und Bildungsprozesse vollziehen sich da­
bei während der Tätigkeiten in den Einsatzstel­
len in Einrichtungen und Organisationen. Ein 
wichtiges Element, um den Bildungsgedanken 
umzusetzen, ist darüber hinaus die pädagogische 
Begleitung der unter 27­jährigen Teilnehmerin­

nen und Teilnehmer, die in Seminaren im Um­
fang von mindestens 25 Tagen erfolgt. Hier dif­
ferieren allerdings die Regelungen in den Jugend­
freiwilligendiensten (JFWDen) und im Bundes­
freiwilligendienst (BFD). Während in den JFW­
Den die Aufgabe der pädagogischen Begleitung 
durch die Trägerorganisationen wahrgenommen 
wird, werden im BFD die Seminare zum Teil 
unter der Federführung des Bundesamtes für 
Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben in 
den neuen Bildungszentren, den früheren Zivil­
dienstschulen, durchgeführt. Dies ist bereits ein 
Hinweis auf die stärkere Steuerungskompetenz 
des Bundes beim BFD.

Bislang keine inhaltliche Bestimmung von Frei­
willigendiensten

Über diese formale Fassung von Freiwilligen­
diensten hinausgehend fehlt bis heute eine in­
haltliche Bestimmung dessen, was denn den ge­

Freiwilligendienste sind eine besondere Form bürgerschaftlichen Engagements, deren Auftrag und 
organisatorische Struktur durch gesetzliche und vertragliche Regelungen festgelegt sind. Ihre Be­
sonderheit ergibt sich aus der Verbindung von verantwortungsvoller Tätigkeit und umfassenden 
Bildungsprozessen, die auf die persönliche, berufliche und soziale Orientierung zielen.

Bislang war der Begriff Freiwilligendienste für Jugendliche und junge Erwachsene bis zum Alter 
von 27 Jahren reserviert. Mit dem Angebot an Angehörige aller Generationen im Rahmen des 
Bundesfreiwilligendienstes wurde der Begriff auch auf ältere Freiwillige ausgeweitet.

Freiwilligendienste werden ganztägig in Vollzeit oder Teilzeit erbracht, sind für die Dauer von 
sechs bis zu 24 Monaten angelegt, wobei der weitaus größte Teil in der Regel ein Jahr umfasst. Die 
Freiwilligen erhalten während dieser Zeit ein Taschengeld und evtl. unentgeltliche Unterkunft und 
Verpflegung und sind in die Sozialversicherung eingebunden. Die Tätigkeiten sind im sozialen, 
pflegerischen und gesundheitlichen Bereich angesiedelt und sind in den letzten Jahren auf weitere 
Bereiche wie Kultur, Sport, Natur­ und Umweltschutz sowie Zivil­ und Katastrophenschutz ausge­
weitet worden. Bei den internationalen Freiwilligendiensten kommen Aufgaben im entwicklungs­ 
und kulturpolitischen Bereich hinzu.

Einsatzorte sind in der Regel gemeinnützige Einrichtungen und zivilgesellschaftliche Organisatio­
nen, wobei ein kleiner Teil der Plätze auch in staatlichen Einrichtungen wie Schulen und Verwal­
tungen angesiedelt ist.
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meinsamen Kern von Freiwilligendiensten aus­
macht. Der Hinweis auf den Bildungsanspruch 
oder die in den einschlägigen Debatten gern be­
mühte Formel vom Freiwilligendienst als „Lern­
dienst“ sind wichtige und unverzichtbare Be­
standteile von Freiwilligendiensten. Sie reichen 
allerdings nicht aus, um Freiwilligendienste von 
anderen Formen des Engagements abzugrenzen. 
Umfassende Bildungsprozesse finden zum Bei­
spiel auch in Jugendverbänden oder in Projekten 
der Kinder­ und Jugendarbeit statt, wenn die jun­
gen Engagierten in informelle Lernprozesse ein­
gebunden sind und dabei vielfältige Kompeten­
zen erwerben (vgl. Düx et al. 2008). Auch im Er­
wachsenenalter gehören in vielen Bereichen Qua­
lifizierungen und Bildungserfahrungen zum En­
gagement und sind zum Teil sogar obligatorisch.

Für eine inhaltliche Bestimmung von Freiwilli­
gendiensten müsste geklärt werden, was denn 
der gemeinsame Kern von Bildung in den ver­
schiedenen Freiwilligendiensten sein kann. Bil­
dung kann sehr Unterschiedliches bedeuten und 
die Bildungserwartungen und ­bedarfe von Ju­
gendlichen im Übergang zwischen Schule und 
Ausbildung bzw. Beruf unterscheiden sich deut­
lich von den Erwartungen, die zum Beispiel äl­
tere erwerbslose Menschen haben, die für sich 
keine Chancen mehr auf dem regulären Arbeits­
markt sehen. Das heißt, der Verweis auf Bildung 
reicht nicht aus, um die Freiwilligendienste von 
anderen Formen bürgerschaftlichen Engage­
ments abzugrenzen.

Für die Jugendfreiwilligendienste wurde im Kon­
text der Debatten der Enquete­Kommission „Zur 
Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“ 
(2002, S. 251 ff.) versucht, einen inhaltlichen Kern 
dieser Dienste in einer Bürgergesellschaft zu be­
stimmen. Dazu wurde an der Besonderheit der 
Jugendfreiwilligendienste im Übergang zwischen 
Schule und Ausbildung bzw. Beruf angeknüpft. 
Sie zeichnen sich durch einen doppelten Cha­

rakter von „persönlich wichtigem Bildungsjahr 
und Orientierungsphase einerseits und der Über­
nahme gesellschaftlicher und sozialer Verantwor­
tung andererseits“ aus (ebd., S. 252). Die jungen 
Freiwilligen befinden sich in einer besonderen 
Lebensphase, die durch Suchprozesse bezüglich 
ihrer beruflichen, persönlichen und biografischen 
Entwicklung gekennzeichnet ist. Die Jugendfrei­
willigendienste mit ihrer spezifischen Konstruk­
tion einer verantwortungsvollen Tätigkeit mit 
„Ernstcharakter“, die sich von den Lebenswelten 
in Familie und Schule grundlegend unterschei­
det, und einem Bildungsjahr, das Freiräume für 
vielfältige Erfahrungen und Reflexionsprozesse 
eröffnet, „passen“ offensichtlich zu den indivi­
duellen Anforderungen, vor denen die Freiwil­
ligen in ihrer besonderen Lebensphase stehen. 
Dieses „gelungene Passungsverhältnis“ trägt ent­
scheidend zur Attraktivität und Akzeptanz der 
Jugendfreiwilligendienste bei (Jakob 2002, S. 24).

Die Besonderheit der Jugendfreiwilligendienste 
im Übergang von Schule und Ausbildung/Beruf 
lässt sich nicht einfach auf alle Freiwilligen­
dienste übertragen. Über 27­jährige Teilnehme­
rinnen und Teilnehmer im Bundesfreiwilligen­
dienst befinden sich in völlig anderen biografi­
schen Situationen und repräsentieren eine sehr 
heterogene Gruppe, die sich in ihren Lebenswel­
ten und damit auch in ihren Erwartungen und 
Sinnorientierungen für einen Freiwilligendienst 
stark unterscheiden. Diese Differenzen erschwe­
ren es derzeit, so etwas wie einen gemeinsamen 
inhaltlichen Kern zu bestimmen, der die Sub­
sumtion der verschiedenen Tätigkeiten unter 
das Dach „Freiwilligendienste“ sinnvoll erschei­
nen lässt. Sie erschweren es auch, eine tragfähi­
ge Konzeption für Bildungsprozesse zu entwi­
ckeln, die der Heterogenität der unterschiedli­
chen Gruppen im Bundesfreiwilligendienst an­
gemessen wäre. Beim derzeitigen Stand der Er­
kenntnisse und Debatten zu Freiwilligendiens­
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ten bleibt daher nur eine Bestimmung, die sich 
vor allem an den formalen Kriterien einer gere­
gelten und mit Bildungsansprüchen verbunde­
nen Tätigkeit festmacht.

2. Eine kurze Geschichte der Freiwilli-
gendienste5

Vom Dienst für den Nächsten zu einem jugend­
politischen Bildungsangebot

Profil und Auftrag der Freiwilligendienste ha­
ben sich im Verlauf ihrer mehr als 50­jährigen 
Geschichte in der Folge von gesellschaftlichen 
Veränderungen und politischen Konjunkturen 
immer wieder verändert. Von den Anfängen des 
Diakonischen Jahres und später des Freiwilligen 
Sozialen Jahres (FSJ) als einem „Dienst für die 
Nächsten“ in den 1950er­ und 1960er­Jahren 
entwickelten sie sich in den 1970er­ und 1980er­ 
Jahren, im Zuge von Bildungsreformen und ge­
sellschaftlichen Modernisierungsprozessen, zu 
einem jugend­ und bildungspolitischen Ange­
bot. In Zeiten hoher Jugendarbeitslosigkeit und 
in der Nachwendezeit in Ostdeutschland erhiel­
ten sie für einen Teil der Freiwilligen auch als 
Ersatz für einen fehlenden Ausbildungsplatz Be­
deutung (vgl. Dobslaw et al. 2005, S. 14).

Ausweitung und Ausdifferenzierung

Seit Beginn der 1990er­Jahre und verstärkt in den 
letzten zehn Jahren lässt sich eine Ausweitung 
und Ausdifferenzierung beobachten. Den Auf­
takt bildete die Etablierung des Freiwilligen Öko­
logischen Jahres (FÖJ) im Jahr 1993. Damit ka­
men neue Trägerorganisationen aus den Berei­
chen des Natur­ und Umweltschutzes hinzu und 
das Tätigkeitsspektrum erweiterte sich auf Ein­
richtungen im ökologischen Bereich. Die Grün­

5 Im Folgenden werden nur einige Grundzüge der Ent­
wicklung der Freiwilligendienste nachgezeichnet. Zu 
Details vgl. Dobslaw et al. 2005; Jakob 2011a; Rahr­
bach/Wüstendörfer/Arnold 1998.

dung des FÖJ ging mit einer gesetzlichen Refor­
mierung des FSJ einher, mit der die pädagogische 
Begleitung und der Bildungscharakter der beiden 
Jugendfreiwilligendienste, FSJ und FÖJ, aufge­
wertet wurden (vgl. Rahrbach et al. 1998, S. 54).

Die gesetzliche Novellierung im Jahr 2002 for­
cierte zugleich die Öffnung für neue Träger und 
neue Bereiche. Nach einer Modellphase kann 
ein Freiwilliges Soziales Jahr seither auch in den 
Bereichen Sport, Kultur und Denkmalpflege er­
bracht werden. Weitere Neuerungen waren u. a.: 
eine Flexibilisierung bei der Dauer der Dienste, 
Regelungen für ein FSJ und ein FÖJ auch im au­
ßereuropäischen Ausland sowie die Verpflich­
tung der Träger, den Freiwilligen ein Zeugnis 
auszustellen. Darüber hinaus wurde parallel zur 
Änderung des Zivildienstgesetzes (§ 14c ZDG) 
in den FSJ­ und FÖJ­Gesetzen die Möglichkeit 
eröffnet, einen Freiwilligendienst als Ersatz für 
einen Zivildienst zu absolvieren.6 In den Jahren 
2002/03 bis 2008/09 stieg die Zahl der Zugänge 
zu einem FSJ von 15.985 auf 37.748, im FÖJ von 
1.675 auf 2.468 (Autorengruppe Bildungsbericht­
erstattung 2010, S. 263).

Im Kontext der Enquete­Kommission des Deut­
schen Bundestages „Zukunft des Bürgerschaft­
lichen Engagements“ (2002) wurden die Freiwil­
ligendienste in ihrer Rolle für die Zivil­ bzw. 
Bürgergesellschaft diskutiert. Die Kommission 
bestimmt Freiwilligendienste als „eine besonde­
re, staatlich geförderte Form bürgerschaftlichen 
Engagements“ und empfiehlt ihren Ausbau und 
ihre Weiterentwicklung (ebd., S. 251). Im Bun­
desnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement 
(BBE) ist bei dessen Gründung eine eigene Ar­
beitsgruppe Freiwilligendienste eingerichtet wor­
den, in der seither Vertreterinnen und Vertreter 
von Trägerorganisationen und Bundesländern 

6 Vgl. Gesetz zur Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres (BGBl. I Nr. 48, S. 2596 ff.) und Gesetz zur För­
derung eines freiwilligen ökologischen Jahres (BGBl. I 
Nr. 48, S. 2601 ff.)
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sich um die Weiterentwicklung der Freiwilligen­
dienste bemühen. Wenn ich es richtig sehe, hat 
die Integration der Freiwilligendienste in die En­
gagementdebatte zu ihrer öffentlichen Aufwer­
tung beigetragen. Ob und wie die Einordnung 
als besondere Form bürgerschaftlichen Engage­
ments von den Fachkräften bei den Trägern und 
Einsatzstellen aufgegriffen und in das Profil der 
Freiwilligendienste integriert wurde, scheint mir 
allerdings derzeit noch eine offene Frage und 
würde eine empirische Überprüfung lohnen.

In den Jahren zuvor hatte bereits eine Initiative 
der Robert Bosch Stiftung mit einem „Manifest 
für Freiwilligendienste“ und einem eigenen Frei­
willigendienstprogramm dazu beigetragen, dass 
zusätzliche Plätze geschaffen werden konnten 
(vgl. die Beiträge in Guggenberger 2000).

Angesichts erwarteter Veränderungen bei Wehr­
pflicht und Zivildienst sowie der sich abzeichnen­
den Folgen der demografischen Veränderun gen 
wurden in den Jahren 2005 bis 2012 neue Formen 
von Freiwilligendiensten für Angehörige aller Ge­
nerationen erprobt. Die vom BMFSFJ initiierten 
Modellprojekte „Generationsübergrei fende Frei­
willigendienste“ (GÜF) und das Nachfolgepro­
gramm „Freiwilligendienste aller Gene rationen“ 
(FDaG) hatten durchaus positive Wir kungen. 
Mit den zur Verfügung gestellten Fördermitteln 
konnten neue Projekte und Zielgrup pen wie zum 
Beispiel Menschen mit Behinderun gen erreicht 
werden (vgl. Schmidt 2010; Bal das et al. 2009). 
Aufgrund der lokalen Einbindung ist es gelungen, 
einzelne Kommunen für das En gagement zu ge­
winnen und neue Initiativen zur Engagement­
förderung zu starten (vgl. Perabo 2013a, S. 17).

Allerdings zeichneten sich von Anfang an auch 
Probleme bei der Umsetzung der Modellpro­
gramme ab, sodass die Programme nicht fortge­
setzt wurden. Das Format eines geregelten Frei­
willigendienstes war nur sehr begrenzt geeignet, 
um Angehörige anderer Altersgruppen anzu­

sprechen. Die Idee, mit den Freiwilligendiens­
ten gezielt Generationen verbindende Aktivitä­
ten anzuregen, ließ sich nur in Ausnahmefällen 
und mit einem erheblichen personellen Aufwand 
realisieren. Unter dem Label „Freiwilligendienst“ 
wurden letztendlich vor allem verschiedenste 
Varianten von freiwilligem Engagement geför­
dert (vgl. Alt et al. 2008). Bis heute ist umstrit­
ten, ob dieser inflationäre Gebrauch des Freiwil­
ligendienst­Begriffs nicht einer „unreflektierten 
Wiederbelebung des Dienst­Begriffs und einer 
„Verdienstlichung des Engagements“ Vorschub 
geleistet hat (vgl. Jakob 2013, S. 26).

Initiativen zur Integration neuer Zielgruppen

Zu einer Ausdifferenzierung der Freiwilligen­
dienste trugen auch die Initiativen und Projekte 
zur Integration neuer Zielgruppen wie bildungs­
benachteiligter Jugendlicher und junger Migran­
tinnen und Migranten bei. Beide Gruppen sind 
in den Freiwilligendiensten deutlich unterreprä­
sentiert. So setzte sich der FSJ­Jahrgang 2011/12 
wie folgt zusammen: 10,7 % Hauptschulabschluss 
und ohne Schulabschluss, 29,5 % mittlere Schul­
abschlüsse (Real­ und Berufsfachschulen) sowie 
55,8 % Fachhochschulreife und Abitur.7 Im FÖJ 
ist der Anteil der Teilnehmer mit einem hohen 
Schulabschluss sogar noch höher und liegt bei 
70 % (eigene Berechnung auf der Grundlage der 
BMFSFJ­Daten).

Die Evaluationsstudie zum FSJ und FÖJ ermit­
telte 2005 einen Anteil von 6 bis 7 % junger aus­
ländischer Freiwilliger, in Deutschland lebender 
Freiwilliger mit ausländischer Herkunft sowie 
von Migrant/­innen und Spätaussiedler/­innen 
im FSJ und FÖJ (vgl. Engels et al. 2008, S. 134). 
Auch wenn man davon ausgehen kann, dass der 
Anteil von Freiwilligen aus Migrationsfamilien 
angesichts der Erhebungsschwierigkeiten höher 

7 Eigene Berechnungen auf der Grundlage der Daten des 
BMFSFJ vom 9. Juli 2013. 
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ist, sind Jugendliche und junge Erwachsene aus 
Migrationsfamilien nicht ausreichend in den 
Freiwilligendiensten vertreten.

Angesichts der Unterrepräsentanz dieser Grup­
pen haben einzelne Träger und das BMFSFJ in 
den letzten Jahren verschiedene Modellprojekte 
aufgelegt (zum Überblick vgl. Liebig 2009). Das 
Freiwillige Soziale Trainingsjahr (vgl. Förster et 
al. 2006), das Modellprogramm „Freiwilligen­
dienste machen kompetent“ (vgl. Hoorn et al. 
2010) oder auch Projekte einzelner Träger wie 
dem Diakonischen Werk in Württemberg (vgl. 
Stemmer 2011; Hinz­Rommel et al. 2012) reprä­
sentieren besondere Formate, um Teilnehmer 
aus bislang ausgeschlossenen Gruppen für einen 
Freiwilligendienst zu gewinnen. Für alle Projek­
te gilt bzw. galt, dass sie sich auf dem schmalen 
Grat zwischen einem sozialpädagogischen An­
gebot der Jugendberufshilfe und einem Freiwil­
ligendienst bewegen. Damit das Pendel nicht in 
die Richtung Jugendberufshilfe ausschlägt, müs­
sen sich die Projekte immer wieder ihres Cha­
rakters eines mit Bildungsansprüchen verbunde­
nen freiwilligen Engagements vergewissern.

Internationalisierung

Die ersten internationalen Freiwilligendienste 
wurden bereits in den 1950er­ und 1960er­Jah­
ren aus der Zivilgesellschaft heraus, zum Teil 
auf Initiative einzelner Protagonisten, gegründet 
(vgl. Stell 2000). Unterstützt von den beiden Kir­
chen entstanden eigene Organisationen im Kon­
text der Friedens­ und Versöhnungsarbeit, die 
junge Leute für kurze oder auch längere Freiwil­
ligendienste ins Ausland entsandten und auslän­
dischen Freiwilligen einen Dienst in Deutsch­
land ermöglichten.8 Diese sogenannten ungere­

8 Ein Teil der Trägerorganisationen hat sich in der „Ak­
tionsgemeinschaft Dienst für den Frieden“ (AGDF) 
und im „Arbeitskreis Lernen und Helfen in Übersee“ 
zusammengeschlossen.

gelten Freiwilligendienste waren über lange Zeit 
die einzigen internationalen Dienste. Erst in den 
1990er­Jahren erweiterte sich mit dem Europäi­
schen Freiwilligendienst (EFD) das Spektrum für 
internationale Aktivitäten (vgl. Sieveking 2000). 
Hinzu kamen 2002 das FSJ im Ausland und das 
FÖJ im Ausland, die allerdings nur eine kleine 
Anzahl von Plätzen bereitstellten.

Die Internationalisierung der Freiwilligendiens­
te erhielt einen deutlichen Schub, als 2007 der 
entwicklungspolitische Freiwilligendienst „welt­
wärts“ unter der Federführung des Bundesmi­
nisteriums für Entwicklung und Zusammenar­
beit (BMZ) gegründet wurde. 2012 sind mehr als 
3.000 Freiwillige mit „weltwärts“ ausgereist (siehe 
die Zahlen in der Tabelle am Ende dieses Kapi­
tels). 2009 folgte „kulturweit“, das Programm des 
Auswärtigen Amtes und der Deutschen UNESCO­ 
Kommission, das 400 Plätze in Institutionen der 
Auswärtigen Kultur­ und Bildungspolitik vor­
hält. 2012 zog das BMFSFJ nach und gründete 
einen eigenen Internationalen Jugendfreiwilli­
gendienst (IJFD) mit Mitteln, die durch die Aus­
setzung der Wehrpflicht und den Wegfall des Zi­
vildienstes zur Verfügung standen.

Die neuen internationalen Freiwilligendienste 
sind eine Reaktion auf die starke Nachfrage nach 
einem Freiwilligendienst im Ausland, die vom 
EFD und den seit den 1950er­Jahren bestehen­
den ungeregelten Freiwilligendiensten in der 
Friedens­ und Versöhnungsarbeit nicht abge­
deckt werden konnte. Die Zahl der vermittelten 
Freiwilligen in den internationalen Freiwilligen­
diensten hat sich seit 2007 deutlich erhöht, von 
4.632 Entsendungen ins Ausland auf 7.133 im 
Jahr 2011 (vgl. Arbeitskreis „Lernen und Helfen 
in Übersee“ 2012, S. 8). Die Dienste sind vor al­
lem Förderprogramme für gut gebildete junge 
Erwachsene. Aufgrund des Eingangsalters von 
18 Jahren und geforderter Fremdsprachenkennt­
nisse sprechen sie vor allem Teilnehmer/­innen 
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mit hohen Bildungsabschlüssen an. Im „kultur­
weit“­Programm lag der Abiturientenanteil bei 
98 %, bei „weltwärts“ betrug er 2011 96 %, im 
IJFD 95 % und im EFD 93 % (ebd., S. 11; vgl. auch 
Stern et al. 2011a). Frauen sind in den internatio­
nalen Freiwilligendiensten mit 61 % stark vertre­
ten (ebd., S. 12).

Aus der fachlichen Perspektive wird kritisch an­
gemerkt, dass – mit Ausnahme des EFD – alle 
Programme nur das sogenannte „Outgoing“ und 
kein „Incoming“ ermöglichen. Ausländischen 
Jugendlichen aus Ländern außerhalb Europas 
bleibt damit ein Freiwilligendienst in Deutsch­
land verschlossen. Trägerorganisationen und auch 
Gruppen engagierter Rückkehrerinnen fordern 
denn auch, dass sich die internationalen Frei­
willigendienste für ausländische Teilnehmer öff­
nen müssen.

Zielsetzungen und Konstruktion des Bundesfrei­
willigendienstes

Mit der Aussetzung der Wehrpflicht, dem Weg­
fall des Zivildienstes und dem Transfer der Mit­
tel ist der Bereich der Freiwilligendienste weiter 
ausgebaut worden. Die gesetzlich geregelten Ju­
gendfreiwilligendienste des FSJ und FÖJ werden 
seither stärker gefördert, sodass weitere Einsatz­
stellen geschaffen werden konnten. Seit dem 3. 
Mai 2011 ist das Bundesfreiwilligendienstgesetz 
(BFDG) (BGBl. I, S. 687) in Kraft, mit dem die 
gesetzliche Grundlage für den Bundesfreiwilli­
gendienst (BFD) geschaffen wurde. Ähnlich wie 
auch die Jugendfreiwilligendienste ist der BFD 
eine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit, die 
mit einem Taschengeld entgolten wird. Eine zen­
trale Neuerung besteht darin, dass das Format 
Freiwilligendienst nicht mehr nur auf Jugendli­
che beschränkt ist, sondern dass im BFD Ange­
hörige aller Generationen mitarbeiten können. 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind in 
der Regel in Vollzeit tätig bzw. können im Fall 

der über 27­jährigen den „Dienst“ auch in Teil­
zeit mit mindestens 20 Stunden pro Woche für 
einen Zeitraum von sechs bis 12 Monaten absol­
vieren. Die Einsatzbereiche umfassen neben dem 
Spektrum von Organisationen und Gebietskör­
perschaften der Jugendfreiwilligendienste Orga­
nisationen aus dem Bereich der Rettungsdienste 
sowie des Zivil­ und Katastrophenschutzes, in 
denen bislang zahlreiche Zivildienstleistende tä­
tig waren.

Auch der BFD orientiert sich an der Konstrukti­
on eines Engagements „für das Allgemeinwohl“, 
das zugleich Lernprozesse ermöglicht und ins­
besondere das „lebenslange Lernen“ fördert (§ 1 
BFDG). Allerdings fehlt der explizite Bezug auf 
das bürgerschaftliche Engagement, der im Ju­
gendfreiwilligendienstgesetz enthalten ist.

Für die unter 27­jährigen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer ist wie im FSJ und FÖJ eine obliga­
torische pädagogische Begleitung in Form von 
25 Seminartagen bei einem einjährigen Dienst 
vorgesehen. Bei den älteren Freiwilligen bleibt 
der Bildungsanspruch aber vage. So sieht das 
Gesetz nur vor, dass sie „in angemessenem Um­
fang an den Seminaren“ teilnehmen sollen (§ 4 
Abs. 3 BFDG). Diese „schwache“ Formulierung 
könnte ein Grund dafür sein, warum sich die 
Einlösung des Bildungsanspruchs für die älteren 
Freiwilligen im BFD schwierig gestaltet und es 
nach wie vor an tragfähigen Konzepten mangelt.

Von den 25 Seminartagen müssen fünf Tage als 
politische Bildung ausgewiesen und in einem der 
neuen Bildungszentren des Bundes, den Nach­
folgeorganisationen der ehemaligen Zivildienst­
schulen, absolviert werden.

Mit dem BFD geht es darum, den Wegfall der Zi­
vildienstleistenden zumindest teilweise zu kom­
pensieren. Auch wenn die Zahl der Zivildienst­
leistenden und die von ihnen erbrachten Dienst­
zeiten in den letzten Jahren stetig zurückgegan­
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gen sind,9 haben viele Organisationen nach wie 
vor mit Zivildienstleistenden gearbeitet und sie 
als kostengünstige und einsatzbereite Arbeits­

9 So wurden 2010 nur noch 78.387 junge Männer zu einem 
Zivildienst einberufen (vgl. Statistik Einberufungen zum 
Zivildienst des BAFzA. In: http://www.bafza.de/fileadmin/ 
redaktion/downloads/Abt2/201/Zahl_der_Einberufun 
gen_Stand_2012.pdf, Zugriff am 26.07.2013.

kräfte eingesetzt. Zwar galt das Prinzip der Ar­
beitsmarktneutralität und die Zusätzlichkeit der 
Aufgaben. In der Realität hatte sich der Zivil­
dienst allerdings zu einem „anerkannten und 
wichtigen Gesellschaftsdienst“ entwickelt und 
die sogenannten Zivis waren zu unentbehrlichen 
Arbeitskräften und einer volkswirtschaftlichen 
Ressource geworden (Werkner 2011, S. 44).

Überblick über die Freiwilligendienste im Jahr 2012/13

Freiwilligendienst Teilnehmer/-innen

Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ)1) 47.077 (KJP-gefördert)
(davon 139 im Ausland)
(davon 1.307 FSJ Kultur und 1.619 FSJ Sport)

Freiwilliges Ökologisches Jahr (FÖJ)2) 2.671 (KJP-gefördert)
(davon 7 FÖJ Ausland)

Bundesfreiwilligendienst (BFD)3) 35.201

Internationale Jugendfreiwilligendienste (IJFD)4) 2.673

weltwärts5) 3.320

kulturweit6) 393

Europäischer Freiwilligendienst (EFD)7) 1.265 (729 entsandt und 536 aufgenommen)

Internationale Freiwilligendienste (privat-rechtlich geregelt)8) 1.032 (ins Ausland vermittelt)

Gesamt 93.632

1) Für den Jahrgang 2012/13 lagen noch keine ausgewerteten Daten vor, sodass ich beim FSJ und beim FÖJ auf die Daten des 
Jahrgangs 2011/2012 zurückgreife, die mir von dem zuständigen Referat des BMFSFJ am 9. Juli 2013 zur Verfügung gestellt 
wurden. Die Daten repräsentieren die Gesamtzahl der im Rahmen des Bundeskinder- und Jugendplans geförderten FSJ- und 
FÖJ-Freiwilligen zum Stichtag 01.12.2011. Der weitaus größte Anteil sind Neuzugänge, 4.609 hatten ihr FSJ verlängert. Der 
Jahrgang setzt sich aus 30.074 Frauen und 17.003 Männern zusammen.

2) Dies sind die Zahlen für den Jahrgang 2011/12 (siehe Fn. 10). 59 Teilnehmer verlängerten das FÖJ. 1.513 der Teilnehmer 
waren Frauen, 1.158 Männer.

3) Von den 35.201 Freiwilligen im BFD im Juni 2013 waren 18.004 Frauen und 17.197 Männer. 20.224 waren Freiwillige unter 
27 Jahren, die anderen verteilten sich auf die Altersgruppen 27 bis über 65 Jahre. Die Zahlen sind der BFD-Statistik Juni 2013 
des BAFzA entnommen (www.bafza.de/presse/statistiken0.html, Zugriff am 20.07.2013).

4) Zahl der geförderten Freiwilligen in den IJFD 2012/13 zum Stichtag 01.12.2012. Davon waren 1.701 weiblich und 972 
männlich; Auskunft BAFzA vom 24. Juni 2013.

5) Auskunft der Koordinierungsstelle „weltwärts“ vom 24. Juni 2013. Dies ist die Zahl der mit „weltwärts“ im Jahr 2012 Ausge-
reisten, die nicht nach der Dauer des Freiwilligendienstes differenziert ist. 66,4|% der ausgereisten Freiwilligen waren Frauen.

6) Dies ist die Zahl der in 2012 mit „kulturweit“ Ausgereisten, 315 Frauen und 78 Männer. Auskunft der Leitung von „kultur-
weit“ bei der Deutschen UNESCO-Kommission vom 25.07.2013.

7) Daten des Büros „Jugend für Europa“ für das Jahr 2012; Auskunft vom 24.07.2013.
8) Neben den gesetzlich geregelten internationalen Freiwilligendiensten gibt es darüber hinaus Freiwilligendienste, die auf einem 

privatrechtlichen Vertrag basieren und i.d.R. nicht öffentlich gefördert werden. Der Arbeitskreis „Lernen und Helfen in Über-
see“ (2012) ermittelte für 2011 eine Zahl von 1.032 Freiwilligen, die einen sogenannten ungeregelten internationalen Frei-
willigendienst absolvierten.
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Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
in den verschiedenen Freiwilligendiensten im 
Jahr 2012/13 bzw. für das FSJ und FÖJ für den 
Jahrgang 2011/12 lässt sich der folgenden Über­
sicht entnehmen.

3. Zur Rolle des Staates bei den Frei-
willigendiensten

Die Freiwilligendienste wiesen aufgrund ihrer 
gesetzlichen Regelung und staatlichen Förderung 
schon immer eine besondere Nähe zum Staat auf 
und wurden durch Entwicklungen in der Wehr­
pflicht und im Zivildienst beeinflusst. Dies lässt 
sich bis zu ihren Anfängen nachverfol gen. 1956 
wurde in der neu errichteten Bundesrepublik 
Deutschland nach Kontroversen die Wehrpflicht 
eingeführt und 1960 die Möglichkeit eines Ersatz­
dienstes für Kriegsdienstverwei gerer geschaffen. 
1954 erfolgte im Umfeld der Evangelischen Kir­
che erstmals der Aufruf an junge Frauen zu einem 
Diakonischen Jahr als Dienst für Kranke und 
Pflegebedürftige (vgl. Freiwilliges Soziales Jahr 
der Evangelischen Kir che von Kurhessen Wal­
deck o. J.). Vergleichbare Appelle gab es auch in 
der Katholischen Kirche. 1964 wurde dann die 
gesetzliche Grundlage für das Freiwillige Soziale 
Jahr geschaffen, das dann über die konfessionel­
len Verbände hinausgehend auch von den ande­
ren Wohlfahrtsverbänden an geboten wurde.

Das FSJ wurde eingerichtet, weil es damals in den 
Krankenhäusern, den Alten­ und Behinderten­
einrichtungen an Pflegepersonal mangelte. Im 
öffentlichen Diskurs wurden darüber hinaus Pa­
rallelen gezogen zwischen dem Dienst der jun­
gen Männer in der Bundeswehr und dem Auf­
ruf an die Mädchen und jungen Frauen, sich im 
Rahmen eines Freiwilligen Jahres zu engagieren 
(vgl. den Aufruf eines lokalen Kirchenkreises von 
1958 in der Broschüre Freiwilliges Soziales Jahr 
der Evangelischen Kirche von Kurhessen Wal­
deck o. J., S. 10).

Im Kontext der Debatte um die Abschaffung der 
Wehrpflicht traten die Freiwilligendienste im 
ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts erneut in 
den Fokus. Die vom BMFSFJ eingesetzte Kom­
mission „Impulse für die Zivilgesellschaft“ hatte 
den Auftrag, Vorschläge zum Ausbau der Frei­
willigendienste für die Zeit nach einem mögli­
chen Ende der Wehrpflicht auszuarbeiten und 
dabei neue gesellschaftliche Anforderungen in 
der Folge der demografischen Veränderungen zu 
berücksichtigen (vgl. BMFSFJ 2004). Die Kom­
mission hat sich eindeutig gegen eine allgemei­
ne Dienstpflicht ausgesprochen und stattdessen 
einen „Strukturwandel vom Pflichtdienst zum 
Freiwilligendienst“ empfohlen, der sich am Ge­
danken eines „Lerndienstes“ ausrichten sollte 
(ebd., S. 9). Des Weiteren empfahl die Kommis­
sion einen neuen generationenübergreifenden 
Freiwilligendienst sowie eine Flexibilisierung der 
Einsätze, sodass sich Angehörige aller Generatio­
nen engagieren können.

Die „Arbeitsgruppe Zukunft des Zivildienstes“ 
(2000), die ebenfalls vom BMFSFJ eingesetzt war 
und in der vor allem Vertreter aus dem Zivil­
dienstbereich der Verbände versammelt waren, 
schlug vor, die Freiwilligendienste FSJ und FÖJ 
als Ersatz für einen Zivildienst zu öffnen und 
frei werdende Gelder in die Freiwilligendienste 
zu transferieren.

Mit der Reform der FSJ­ und FÖJ­Gesetze und 
der parallelen Reform des Zivildienstgesetzes 
wurden 2002 die gesetzlichen Grundlagen ge­
schaffen, um den Zivildienst durch einen Frei­
willigendienst zu ersetzen (vgl. § 14c ZDG). Die­
se Möglichkeit wurde in den folgenden Jahren 
von einer steigenden Zahl von Kriegsdienstver­
weigerern wahrgenommen, 6.247 im Jahrgang 
2008/2009 (vgl. Jakob 2011a, S. 196). Mit dieser 
neuen Regelung war eine Vermischung zwischen 
Pflicht­ und Freiwilligendiensten verbunden, die 
zwar vereinzelt kritisiert, aber dennoch über Jah­



betrifft: Bürgergesellschaft
Freiwilligendienste zwischen Staat und Zivilgesellschaft

15

re hinweg, bis zur Aussetzung der Wehrpflicht 
2011, praktiziert wurde.10

Eine neue staatliche Rolle lässt sich auch bei der 
Neugründung der internationalen Freiwilligen­
dienste beobachten. Die Schaffung von „welt­
wärts“ (2007) und „kulturweit“ (2009) ging da­
mit einher, dass die etablierte Praxis der Koope­
ration zwischen Bund, Ländern und Trägeror­
ganisationen zugunsten einer stärkeren staatli­
chen Steuerung aufgegeben wurde. Die Aner­
kennung von Trägern und Einsatzplätzen erfolgt 
bei „weltwärts“ durch das zuständige Bundes­
ministerium für wirtschaftliche Zusammenar­
beit und Entwicklung (BMZ) und das unter sei­
nem Dach angesiedelte „weltwärts“­Sekretariat. 
Eine der größten Entsendeorganisationen ist der 
Deutsche Entwicklungsdienst (DED), der im 
Auftrag des BMZ für die Umsetzung entwick­
lungspolitischer Programme tätig ist. Von den 
10.178 Freiwilligen, die zwischen 2008 und 2010 
mit „weltwärts“ unterwegs waren, wurden 1.694 
Freiwillige vom DED entsandt (Stern et al. 2011a, 
S. XX und Stern et al. 2011b, S. 37).

Für eine stärkere staatliche Steuerung steht auch 
die neue „Servicestelle Kommunen in der Einen 
Welt“, die im Jahr 2012, im Zuge der Fusion der 
staatlichen Entwicklungshilfeorganisationen 

10 Im Zusammenhang mit den Überlegungen zur Ab­
schaffung der Wehrpflicht wurde von einzelnen Ak­
teuren aus Politik und Medien immer mal wieder der 
Vorschlag für ein (soziales) Pflichtjahr für alle jungen 
Menschen gefordert. Der Vorschlag stieß allerdings 
nie auf gesellschaftliche Akzeptanz und wurde u. a. mit 
Hinweisen auf das Grundgesetz zurückgewiesen.

GTZ, DED und inWEnt zur Gesellschaft für in­
ternationale Zusammenarbeit (GIZ), gegründet 
wurde. Die Servicestelle, die in der Konstruktion 
einer gGmbH arbeitet, soll die staatlichen Pro­
gramme zur Unterstützung zivilgesellschaftlicher 
Entwicklungszusammenarbeit wie das weltwärts­ 
Sekretariat und zivilgesellschaftliche Organisa­
tionen in dem Feld koordinieren und beraten. 
Der Verband Entwicklungspolitischer Deutscher 
Nichtregierungsorganisationen (VENRO) hat 
die Gründung der Servicestelle als weitere staat­
liche Organisation neben der GIZ kritisiert und 
stattdessen gefordert, eine solche Beratungsstel­
le in die Hände der Zivilgesellschaft zu geben 
(vgl. Post 2008).11

Während bei „weltwärts“ nach wie vor das Trä­
gerprinzip und die Kooperation mit zivilgesell­
schaftlichen Organisationen aufrechterhalten 
wird, ist diese Logik bei „kulturweit“ außer Kraft 
gesetzt. „kulturweit“ wird unter der Federfüh­
rung der Deutschen UNESCO­Kommission und 
in Kooperation mit weiteren Organisationen der 
auswärtigen Kultur­ und Bildungspolitik umge­
setzt, die im Auftrag des Auswärtigen Amtes tä­
tig sind.

Eine neue Qualität dieser Zugriffe des Staates auf 
die Freiwilligendienste markiert die Einrichtung 
des Bundesfreiwilligendienstes (BFD).

11 Vgl. auch die Debatte im Unterausschuss „Bürger­
schaftliches Engagement“ des Deutschen Bundestages 
vom 18.01.2012, als es um Programme und Vorhaben 
des BMZ zum Thema bürgerschaftliches Engagement 
ging (Deutscher Bundestag 2012).

II. Der Bundesfreiwilligendienst

1. Neue staatliche Steuerungskompe-

tenzen

Bei den Jugendfreiwilligendiensten beschränkt 
sich die Rolle des federführenden BMFSFJ dar­

auf, die gesetzlichen Grundlagen zu entwickeln, 
anzupassen und deren Einhaltung zu überprü­
fen. Des Weiteren wird die pädagogische Beglei­
tung mit einer fallbezogenen Pauschale aus Mit­
teln des Bundeskinder­ und Jugendplans unter­
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stützt. Damit wird zugleich die Zuständigkeit 
des Bundes im föderalen System begründet. Für 
die Anerkennung der Trägerorganisationen und 
den Blick auf die konkrete Umsetzung der Frei­
willigendienste sind die Bundesländer zustän­
dig. Ein Teil der Länder fördert zusätzlich die 
Freiwilligendienste oder hat besondere Formen 
entwickelt wie das FSJ in Schulen in Hessen und 
Rheinland­Pfalz. Diese Regelungen gelten für 
die Jugendfreiwilligendienste wie das FSJ und 
das FÖJ nach wie vor.

Im Bundesfreiwilligendienst hat allerdings der 
Bund in Form des Bundesamtes für Familie und 
zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) die zen­
trale Steuerungskompetenz übernommen. Da­
mit ist eine eigenständige Bundesbehörde ge­
schaffen worden, die bislang sorgfältig getrennte 
Funktionen nun unter einem Dach konzentriert. 
Als Zentralstelle bietet sie Plätze an und ist in 
Zusammenarbeit mit den lokalen Einsatzstellen 
dafür zuständig, dass der BFD umgesetzt wird. 
Das BAFzA ist als Bundesbehörde zugleich die 
politisch steuernde und kontrollierende Instanz. 
Sie entscheidet über die Kontingentierung der 
Plätze und nimmt die Zuweisung an die Träger 
vor. Diese Bündelung von Aufgaben und Funk­
tionen in einer staatlichen Organisation ist aus 
einer ordnungs­ und machtpolitischen Perspek­
tive betrachtet eine problematische Konstrukti­
on, weil damit eindeutige Vorteile für den Bund 
gegenüber den heterogenen Trägern und ande­
ren Akteuren im Feld verbunden sind.

Anknüpfend an die Organisation des Zivildiens­
tes ist beim BFD das BAFzA direkter Vertrags­
partner der Freiwilligen, was mit einem erhebli­
chen bürokratischen Aufwand verbunden ist. 
Darüber hinaus ließe sich fragen, ob denn bei 
einem freiwilligen Engagement wie den Freiwil­
ligendiensten eine solche Konstruktion gerecht­
fertigt ist. Was für den Zivildienst als Pflicht­
dienst durchaus Sinn machte, weil dem Staat bei 

dessen Umsetzung hoheitliche Aufgaben zuka­
men, sollte tunlichst nicht einfach auf einen Frei­
willigendienst übertragen werden.

2. Aufhebung des Trägerprinzips

Mit der Aufhebung des Trägerprinzips im Bun­
desfreiwilligendienst wird die zivilgesellschaftli­
che Struktur des Freiwilligendienstes als Koope­
ration zwischen Trägern, Einrichtungen und 
Freiwilligen infrage gestellt. Vertragspartner der 
Freiwilligen sind nun nicht mehr die Träger und 
auch nicht die Einrichtungen als Anbieter der 
Einsatzstellen. An die Stelle der Träger tritt viel­
mehr der Staat in Form des BAFzA. Auch die 
Kooperation zwischen Trägern und Einrichtun­
gen verändert sich, weil nunmehr das Bundes­
amt auch für die Zusammenarbeit mit den Ein­
richtungen zuständig ist.

Die pädagogische Begleitung, die originäre Auf­
gabe der Träger bislang, wird ihnen im BFD teil­
weise oder ganz entzogen und stattdessen in die 
Bildungszentren des Bundes verlagert. Dabei wird 
die Regelung der obligatorischen fünf Tage für 
die politische Bildung der Freiwilligen in den Bil­
dungszentren nicht fachlich oder pädagogisch 
begründet, sondern das formale Argument ist 
die sogenannte Vorhaltepflicht, falls die Ausset­
zung der Wehrpflicht aufgehoben werden sollte.

Trägerorganisationen wie die großen Verbände 
in den Bereichen Wohlfahrtspflege, Sport oder 
Zivil­ und Katastrophenschutz sind sicherlich 
nicht per se Orte der Zivilgesellschaft. Gesell­
schaftliche Prozesse, in deren Folge sich die Mit­
gliederstruktur der wertegebundenen Verbände 
verändert hat, sowie ein zunehmender Wettbe­
werbsdruck, der nicht zuletzt auch durch gesetz­
liche Regelungen wie die Aufhebung des Vor­
rangs freier Träger in der Sozialgesetzgebung 
forciert worden ist, haben dazu beigetragen, dass 
sich zum Beispiel die Wohlfahrtsverbände von 
einer „Wertegemeinschaft zu Dienstleistungsun­
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ternehmen“ (Rauschenbach et al. 1995) entwi­
ckelt haben. Dies geht mit einer Annäherung an 
Funktionslogiken und Arbeitsweisen von Wirt­
schaftsunternehmen einher, die im Auftrag des 
Staates öffentliche Aufträge erfüllen und damit 
allerdings auch in eine immer stärkere Abhän­
gigkeit des Staates geraten. Im Zuge dieser Ent­
wicklung ist das ehrenamtliche und bürgerschaft­
liche Engagement in vielen Verbänden in Ni­
schenbereiche abgedrängt worden.

Nach wie vor ist es aber so, dass sich die gesell­
schaftliche Funktion der Verbände nicht darin 
erschöpft, als professionelle Dienstleister tätig 
zu sein. Vielmehr begründet sich ihre privile­
gierte Stellung in der Gesellschaft auch damit, 
dass sie in der Lage sind, Mitglieder zu integrie­
ren, Bürgerinnen und Bürger für ein Engagement 
zu gewinnen und ihnen gesellschaftlich wichti­
ge Aufgaben zu übertragen (Olk 2011, S. 424 ff.). 
Bis heute andauernd findet ein großer Teil des 
bürgerschaftlichen Engagements in Vereinen und 
Verbänden statt (vgl. Gensicke/Geiss 2010). In 
einem Teil der Verbände lassen sich gerade in 
den letzten Jahren auch vorsichtige Bewegungen 
beobachten, um das zivilgesellschaftliche Profil 
zu stärken und freiwilliges Engagement auf neue 
Weise zu integrieren.

Der BFD ignoriert diese zivilgesellschaftliche Be­
deutung von Vereinen und Verbänden und setzt 
damit auch das Subsidiaritätsprinzip als ord­
nungspolitischer Maxime für die Zusammenar­
beit zwischen Staat, organisierter Zivilgesell­
schaft und den einzelnen Bürgern außer Kraft. 
Die bisherige Konstruktion der Freiwilligendiens­
te basierte auf einer subsidiären Verantwortungs­
teilung, nach der die Verantwortung für die fach­
liche Umsetzung bei den gemeinnützigen Orga­
nisationen lag und der Staat für die Gesetzge­
bung und die Förderung der pädagogischen Be­
gleitung zuständig war. Diese über Jahrzehnte 
hinweg etablierte Praxis der Kooperation zwi­

schen freigemeinnützigen Trägern und Staat wird 
mit dem Bundesfreiwilligendienst aufgekündigt, 
indem der Staat selbst zum Anbieter von Frei­
willigendiensten wird.

Auch wenn das Trägerprinzip bei den Freiwilli­
gendiensten immer mal wieder, zum Beispiel im 
Kontext des Freiwilligendienstprogramms der 
Robert Bosch Stiftung, kritisiert wurde, hat es 
sich als tragfähiges Modell erwiesen. Die Kritik 
bezog sich insbesondere auf Schließungstenden­
zen und intransparente Abläufe bei den etablier­
ten Trägerorganisationen, sodass kleinere Orga­
nisationen keine Chance als Anbieter von Frei­
willigendiensten hatten. Diese Kritik ist durch­
aus ernst zu nehmen und die Entwicklungen beim 
BFD zeigen, dass damit auch „kleineren“ Organi­
sationen wie zum Beispiel den Tafeln ein Zugang 
zu den Freiwilligendiensten eröffnet wurde.

Das heißt, das bisherige eingefahrene Koopera­
tionsmodell hatte also durchaus auch Grenzen 
und war bzw. ist reformbedürftig. Dies rechtfer­
tigt aber keineswegs seine Aufhebung im BFD. 
Als eine dem Subsidiaritätsprinzip verpflichtete 
Arbeitsteilung hat sich das Kooperationsmodell 
zwischen Bund, Trägern, Einsatzstellen und Frei­
willigen grundsätzlich bewährt. Für eine Öffnung 
hin zu den Kommunen und zu kleineren Orga­
nisationen, die nicht über die Ressourcen verfü­
gen, ein eigenes Freiwilligendienstprogramm 
anzubieten, wären auch andere Lösungen wie 
zum Beispiel regionale Anlaufstellen und Netz­
werke denkbar (vgl. dazu die Ausführungen im 
Schlusskapitel).

3. Das Problem nachwirkender Zivil-
dienst-Traditionen

Der Bundesfreiwilligendienst setzt an den alten 
Strukturen des Zivildienstes an. Das Bundesamt 
für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben 
(BAFzA) ist in der Nachfolge des ehemaligen 
Bundesamtes für Zivildienst entstanden und ist 
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innerhalb des Ministeriums zur zentralen Ins­
tanz für verschiedene Aufgaben der Engagement­
förderung geworden. Ein Teil der ehemaligen 
Zivildienstschulen ist in die neuen Bildungszen­
tren umgewandelt worden. Zahlreiche Einsatz­
stellen in Organisationen und Einrichtungen, in 
denen die Freiwilligen heute einen Bundesfrei­
willigendienst verrichten, waren früher mit Zi­
vildienstleistenden besetzt. Anfang 2012 waren 
24.463 BFD­Freiwillige in ehemaligen Zivildienst­
stellen tätig (Bundestagsdrucksache 17/8668, S. 
5).

Der Erhalt dieser Strukturen wird mit der Vor­
haltepflicht des Staates begründet, da die Wehr­
pflicht lediglich ausgesetzt ist. Im Falle ihrer 
Wiedereinführung müssten – so die Argumenta­
tion – notwendige Organisationsstrukturen zur 
Verfügung stehen.

Bereits bei der Anhörung zur Einführung eines 
Bundesfreiwilligendienstes im Deutschen Bun­
destag haben Experten auf das Problem aufmerk­
sam gemacht, dass sich Plätze für Zivildienst­
leistende in den Einsatzstellen und bei den Trä­
gern nicht einfach in Freiwilligendienstplätze 
transformieren lassen (vgl. Liebig 2011). Dies 
hat sich nach der Einführung des BFD bestätigt. 
Akteure aus den Freiwilligendiensten verweisen 
auf die Probleme, die mit den organisatorischen 
Kontinuitäten und nachwirkenden Traditionen 
aus dem Zivildienst verbunden sind. Logiken 
und Verfahrensweisen aus dem Zivildienst als 
Pflichtveranstaltung werden auf den Bundes­
freiwilligendienst und die freiwilligen Teilneh­
mer übertragen.

Möglicherweise ist dies lediglich ein Übergangs­
phänomen, was sich mit der Etablierung des BFD 
als Freiwilligendienst im Laufe der Zeit aufhebt. 
Die Berichte aus einzelnen Einrichtungen deu­
ten allerdings darauf hin, dass sich Strukturen 
aus der Zivildiensttradition verfestigen. So kla­

gen Vertreter von Trägerorganisationen und aus 
Länderministerien darüber, dass es insbesonde­
re in ehemaligen Zivildienststellen noch an der 
viel beschworenen „neuen Kultur der Freiwillig­
keit“ mangele und dass sich stattdessen eine Kul­
tur etabliere, in der die Freiwilligen vor allem als 
einsatzbereite Arbeitskräfte gesehen und ent­
sprechend behandelt würden.

Es bleibt abzuwarten, wie sich dies weiterentwi­
ckeln wird. Auf jeden Fall sollte bei künftigen 
Evaluationen in den Blick genommen werden, 
wie die Arbeitsbedingungen für die Freiwilligen 
in den Einsatzstellen sind, wie die Freiwilligen 
begleitet und integriert werden, welche Möglich­
keiten der Mitsprache sie haben und wie es mit 
der Anerkennung ihres Engagements aussieht.

4. Ältere Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer im BFD

Eine der zentralen neuen Regelungen des Bun­
desfreiwilligendienstes ist die Altersöffnung, so­
dass erstmals über 27­jährige Personen einen 
Freiwilligendienst übernehmen können. Von den 
35.201 BFD­Freiwilligen waren im Juni 2013 et­
was mehr als ein Drittel, 14.977, älter als 27 Jah­
re (Bundesamt für Familie und zivilgesellschaft­
liche Aufgaben 2013 und eigene Berechnungen). 
Was auf den ersten Blick als großer Erfolg gefei­
ert wurde, erweist sich bei genauerem Hinsehen 
als ambivalente Angelegenheit.

Erste empirische Erkenntnisse zur Gruppe der 
älteren Freiwilligen

Wie bereits vorab vermutet, wird der Freiwilli­
gendienst von über 27­jährigen Teilnehmern 
stark von Erwerbslosen in Anspruch genommen 
und als (unzulänglicher) Ersatz für eine Erwerbs­
arbeit genutzt. Dies wird von zwei Untersuchun­
gen bestätigt, die erstmals die Gruppe der Älte­
ren im BFD in den Blick genommen haben. Eine 
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Studie des Centrums für soziale Investitionen 
und Innovationen und der Hertie School of Go­
vernance, in der Teilnehmerinnen und Teilneh­
mer aus verschiedenen Regionen befragt wur­
den, zeigt, dass von den 82 Teilnehmern in der 
Altersgruppe 27 bis 65 Jahre vor Beginn des BFD 
60 Personen arbeitslos waren (Beller/Haß 2013, 
S. 58). 73 % der Freiwilligen zwischen 27 und 65 
Jahren waren vor dem Bundesfreiwilligendienst 
arbeitssuchend und bezogen Arbeitslosengeld II. 
Ein Teil der Befragten war in verordneten Maß­
nahmen der Arbeitsagenturen wie Bürgerarbeit, 
Ein­Euro­Jobs oder Arbeitsgelegenheiten mit 
Mehraufwandsentschädigung tätig (ebd., S. 59).

Diese Ergebnisse werden von einer Studie des 
Wohlfahrtswerks für Baden­Württemberg be­
stätigt: Von den 32 Teilnehmerinnen und Teil­
nehmern über 27 Jahre waren 68 % erwerbslos 
(Gölz 2012, S. 214). 20 % von ihnen verrichteten 
vor dem BFD einen Ein­Euro­Job (ebd.). Als 
Gründe für den Beginn eines BFD kristallisier­
ten sich zwei Schwerpunkte heraus: Die Hälfte 
der Befragten verband die Tätigkeit mit der Hoff­
nung auf eine anschließende berufliche Option. 
Die andere Hälfte suchte nach Möglichkeiten, 
Erfahrungen im sozialen Bereich zu machen und 
etwas Gutes zu tun (ebd.).

Die Daten beider Untersuchungen deuten dar­
auf hin, dass der Bundesfreiwilligendienst für 
einen großen Teil der älteren Freiwilligen als Er­
satz für eine Erwerbsarbeit Bedeutung erhält – 
ohne dass er allerdings eine entlohnte Tätigkeit 
wirklich ersetzen könnte. Die Autorinnen der 
CSI­Studie bilanzieren denn auch, „dass der 
BFD für viele die einzige Alternative zur Er­
werbsarbeit darstellt und nicht primär als Pas­
sage, Orientierungs­ oder Bildungsjahr genutzt 
wird“ (Beller/Haß 2013, S. 62).

Beide Studien bemerken, dass die Befragten mit 
dem Freiwilligendienst die Hoffnung verbanden, 

sich damit einen Zugang zu einer Erwerbsarbeit 
zu schaffen. Für mehr als die Hälfte der Teilneh­
mer im Wohlfahrtswerk Baden­Württemberg hat 
sich diese Erwartung erfüllt. 36 % der Befragten 
werden weiter in ihrer Einsatzstelle arbeiten, 20 % 
werden eine Ausbildung in einem sozialen oder 
pflegerischen Beruf beginnen (Gölz 2012, S. 
215). Für die Befragten der CSI­Studie, die auch 
zahlreiche Teilnehmer/­innen aus Ostdeutsch­
land berücksichtigte, gestaltet sich eine Einmün­
dung in eine Erwerbsarbeit oder Ausbildung 
allerdings nicht so einfach. So sehen viele der 
ehemals arbeitslosen Befragten dem Ende ihres 
Bundesfreiwilligendienstes mit Sorge entgegen, 
weil sie noch keine Anschlussperspektive haben. 
„Die oftmals implizit erhoffte Anschlussbeschäf­
tigung, auch wenn kein einziger Freiwilliger da­
von berichtete, dass eine solche zu Beginn des 
Dienstes von den Organisationen in Aussicht ge­
stellt worden wäre, erfüllt sich somit für viele 
nicht. Hingegen bieten Einsatzstellen vereinzelt 
an, weiterhin entweder ehrenamtlich (ohne fi­
nanziellen Anreiz) oder, in Ausnahmefällen, auf 
Grundlage einer Aufwandsentschädigung tätig 
zu sein. Insgesamt erfahren kurz vor Ende des 
Dienstes nur wenige eine aktive Unterstützung 
durch die Einsatzstellen bei der Suche nach einer 
Folgebeschäftigung, sei es im ehrenamtlichen Be­
reich oder in hauptamtlichen Strukturen.“ (Bel­
ler/Haß 2013, S. 62).

Ambivalenzen der Altersöffnung

Die Ergebnisse beider Studien zeigen, dass der 
BFD für die Gruppe der älteren Freiwilligen ar­
beitsmarktpolitische Bedeutung erhält. Insbe­
sondere von Freiwilligen, die seit Längerem er­
werbslos sind, wird er „genutzt“, um die fehlen­
de Integration in Erwerbsarbeit zu kompensie­
ren oder um zumindest für einen kurzen Zeit­
raum den Restriktionen der Arbeitsverwaltung 
und verpflichtenden Tätigkeiten wie Ein­Euro­
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Jobs u. Ä. zu entkommen. In Regionen mit einer 
hohen Langzeitarbeitslosigkeit haben sich man­
gels Arbeitsplätzen Lebensverläufe herausgebil­
det, in denen sich arbeitsmarktpolitische Instru­
mente wie Ein­Euro­Jobs und Bürgerarbeit mit 
ehrenamtlichen Tätigkeiten und einer prekären 
Beschäftigung abwechseln. Diese Entwicklung 
wurde bereits in den 1990er­Jahren bei der Eva­
luation eines Projektes der Robert Bosch Stiftung 
in Ostdeutschland beobachtet und unter dem 
Begriff des „phasing“ gefasst (vgl. Kramer et al. 
2000). Der Bundesfreiwilligendienst fügt dem 
eine weitere Variante der Kombination verschie­
dener Tätigkeiten hinzu.

Aus der Perspektive der erwerbslosen Teilneh­
mer ist nachvollziehbar, welche Bedeutung der 
BFD mangels anderer Alternativen bekommt. 
Der Freiwilligendienst ermöglicht eine sinnstif­
tende Tätigkeit und vermittelt zumindest ein 
Minimum an sozialer Integration und Anerken­
nung. Auch die Zuverdienstmöglichkeit spielt 
für Bezieher niedriger Einkommen eine wichti­
ge Rolle. 175,– € des Taschengeldes für den BFD 
können zusätzlich zum Arbeitslosengeld II an­
rechnungsfrei bezogen werden.

Bei genauerer Betrachtung werden allerdings die 
Ambivalenzen sichtbar, die mit der Altersöff­
nung verbunden sind. Viele der erwerbslosen äl­
teren Teilnehmer haben im Verlauf ihres beruf­
lichen Lebens Enttäuschungen und Verletzungen 
erfahren, was ihre Erwartungen bezüglich der 
Integration in die Arbeitswelt betrifft. Der Bun­
desfreiwilligendienst könnte dem eine weitere 
enttäuschte Erwartung hinzufügen, wenn Hoff­
nungen auf eine anschließende Anstellung nicht 
erfüllt werden. Für die Fachkräfte, die in den 
Einrichtungen und Organisationen den BFD 
umsetzen, bedeutet dies ein hohes Maß an Ver­
antwortung im Umgang mit diesem Dilemma.

Für eine Profilierung als „Lerndienst“ und Bil­
dungsprozess stellen diese Ambivalenzen kaum 

zu bewältigende Anforderungen dar, da völlig 
unklar ist, was sinnvolle Zielsetzungen und In­
halte von Begleit­ und Bildungsveranstaltungen 
für Ältere sein können. Die Konstruktion eines 
„Lerndienstes“ für gesellschaftliche Verantwor­
tung dürfte für viele der älteren Freiwilligen, die 
über berufliche Qualifikationen verfügen und 
zum Teil auch bereits ehrenamtlich engagiert 
sind, als purer Euphemismus erscheinen. Die 
hohen Ausfälle und Fehlzeiten bei den beglei­
tenden Bildungsangeboten, die lediglich von ei­
nem Drittel bis maximal der Hälfte der Teilneh­
mer in Anspruch genommen werden (Beller/Haß 
2013, S. 68), deuten darauf hin, dass die Idee mit 
dem „Lerndienst“ für die Gruppe der Älteren 
nicht greift.

Arbeitsmarktpolitische Instrumentalisierung 
und Beitrag zur Monetarisierung

Auch aus einer gesellschaftspolitischen Perspek­
tive stellt die arbeitsmarktpolitische Instrumen­
talisierung des BFD ein Problem dar. Die Mög­
lichkeit der Aufstockung des Arbeitslosengeldes 
II mit dem Taschengeld trägt dazu bei, „durch 
die Hintertür“ einen Niedriglohnbereich zu eta­
blieren. Statt regulärer Erwerbsarbeit, mit der 
Menschen ihren Lebensunterhalt bestreiten kön­
nen, wird ein niedrig entlohnter Sektor aus staat­
lichen Transferzahlungen und Taschengeld eta­
bliert, der unter dem Vorzeichen eines freiwilli­
gen Engagements firmiert.

Die Altersöffnung erschwert es, die im Gesetz 
geforderte Arbeitsmarktneutralität aufrechtzu­
erhalten. In der Gruppe der Älteren dürften viele 
Personen sein, die über berufliche Qualifikatio­
nen verfügen, die zwar auf dem regulären Ar­
beitsmarkt nicht „verwertbar“ sind, die aber im 
BFD zum Einsatz kommen.

Und nicht zuletzt forciert die Möglichkeit des 
„Zuverdienstes“ mit dem Freiwilligendienst die 
Monetarisierung des Engagements, die sich als 
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Tendenz in den letzten Jahren immer stärker ab­
zeichnet. Für die Organisationen und Einrich­
tungen könnte das Nebeneinander von „unbe­

zahlten Ehrenamtlichen“ und „bezahlten Frei­
willigen“ im BFD mit neuen Verwerfungen und 
Konflikten verbunden sein.

III. Zivilgesellschaft und bürgerschaftliches Engagement 
im Kontext staatlicher Engagementpolitik

Wenn man die Entwicklung im Bereich der Frei­
willigendienste in einem größeren Rahmen sieht, 
dann deutet einiges darauf hin, dass sich derzeit 
grundlegende Veränderungen im Verhältnis von 
Staat und Zivilgesellschaft vollziehen. Angesichts 
eines Umbaus des Sozialstaates bei knapper wer­
denden öffentlichen Mitteln sowie gleichzeiti­
ger neuer Anforderungen infolge der demogra­
fischen Veränderungen steigen die Erwartungen 
an die Zivilgesellschaft, zur Problembearbeitung 
beizutragen. Im Kontext einer staatlichen En­
gagementpolitik wird versucht, auf die Zivilge­
sellschaft und das bürgerschaftliche Engagement 
zuzugreifen und den Bereich zu steuern. Die 
Freiwilligendienste sind Teil oder derzeit sogar 
das zentrale Instrument dieser Engagementpoli­
tik, die darauf zielt, die Bürgerinnen und Bürger 
stärker in die Erbringung öffentlicher Dienst­
leistungen einzubinden. Für diese These spre­
chen verschiedene Entwicklungen, wie sie sich 
derzeit im Kontext der staatlichen Engagement­
politik beobachten lassen.

1. Versuche der Steuerung und Indienst-
nahme

Bürgerschaftliches Engagement ist offensichtlich 
zu einer gesellschaftlichen und politischen Größe 
geworden, die staatliche Begehrlichkeiten weckt. 
So heißt es in der Nationalen Engagementstra­
tegie der Bundesregierung: „Der Bedeutungsge­
winn von bürgerschaftlichem Engagement (…) 
hat mit gesellschaftlichen Wandlungsprozessen 
und einer Neufassung der Rolle des Staates zu 
tun. (…). Engagementpolitik wird zu einem po­

litischen Handlungsfeld, das der Steuerung und 
Gestaltung bedarf.“ (BMFSFJ 2010, S. 65 f.)

Dieser Ansatz eines stärkeren staatlichen Zu­
griffs auf die Zivilgesellschaft korrespondiert mit 
dem Versuch, bürgerschaftliches Engagement als 
„Bürgerpflicht“ zu konzipieren. So wird das En­
gagement im Ersten Engagementbericht der Bun­
desregierung bestimmt als „freiwillige Mitver­
antwortung im und für den öffentlichen Bereich. 
Es reflektiert und anerkennt die Bürgerpflichten 
gegenüber dem Gemeinwesen.“ (ebd., S. 3). An­
knüpfend an ökonomische Begründungen wird 
Engagement als Tätigkeit gesehen, die „positive 
externe Effekte für die Gesellschaft“ generiert und 
sich in „kontinuierlichen Leistungen, Innovatio­
nen und Problemlösungen“ ausdrückt“ (ebd.).

Im Kontext der aktuellen staatlichen Engage­
mentpolitik werden die freiwilligen Tätigkeiten 
vor allem als Pflicht und Leistung thematisiert, 
um den gesellschaftlichen Problemdruck zu be­
wältigen. Aus der Sicht des Staates sind dabei vor 
allem die Engagementformen besonders interes­
sant und förderungswürdig, mit denen „‚Löcher’ 
im Dienstleistungsspektrum des modernen So­
zialstaats“ aufgespürt und gestopft werden kön­
nen (Röbke 2012, S. 13). Dem ehrenamtlichen 
Engagement droht dabei eine „Verengung auf 
Quasi­Dienstleistungen“ (ebd.). Die staatlichen 
Initiativen zur Engagementförderung sind da­
durch gekennzeichnet, dass „eindeutige fachli­
che Standards für das Bürgerschaftliche Engage­
ment“ eingefordert werden und versucht wird, 
„den Verbindlichkeitscharakter des freiwilligen 
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Engagements durch monetäre Entschädigungen 
wie bei den neuen Bundesfreiwilligendiensten, 
durch steuerliche Anreize wie bei der Bundesini­
tiative ‚Hilfen für Helfer’ oder durch andere ma­
terielle Belohnungen wie Ehrenamtscards zu stär­
ken“ (ebd., S. 13).

Damit rückt das Engagement immer weiter in 
die Nähe von Erwerbsarbeitsverhältnissen. Sei­
ne Eigensinnigkeit eines gemeinwohlbezogenen 
Engagements aus freien Stücken, das auch Frei­
räume für die einzelnen Engagierten und für ge­
sellschaftliche Mitwirkung eröffnet, droht dabei 
verloren zu gehen.

Auch das neue Gesetz zur Stärkung des Ehren­
amtes, an dessen Zustandekommen im Übrigen 
auch die im Bündnis für Gemeinnützigkeit zu­
sammengeschlossenen Verbände beteiligt wa­
ren, gehört in diesen Kontext einer Vereinnah­
mung und Monetarisierung des Engagements. 
Einige Monate vor der Bundestagswahl sind mit 
dem Ehrenamtsstärkungsgesetz die sogenannte 
Übungsleiterpauschale auf nunmehr 2.400,– € 
jährlich und die Ehrenamtspauschale auf 750,– € 
erhöht sowie einige Erleichterungen für die Ge­
schäftstätigkeiten von gemeinnützigen Vereinen 
und Stiftungen geschaffen worden (BGBl. I, S. 
556 ff.). Das Gesetz wird folgendermaßen be­
gründet: „In Zeiten knapper öffentlicher Kassen 
gewinnt die Förderung und Stärkung der Zivil­
gesellschaft an Bedeutung, denn die öffentliche 
Hand wird sich wegen der unumgänglichen Haus­
haltskonsolidierung auf ihre unabweisbar not­
wendigen Aufgaben konzentrieren müssen.“ (vgl. 
Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Ehren­
amtes o. J.).

Bürgerschaftliches Engagement wird hier auf die 
Rolle als Dienstleister und „Ausfallbürge“ ange­
sichts knapper öffentlicher Kassen reduziert. Wo­
vor Autoren wie Warnfried Dettling (1998) in 
den 1990er­Jahren, am Beginn der Debatten um 

eine Aufwertung und neue Rolle der Bürgerge­
sellschaft, immer gewarnt haben, wird heute un­
verhohlen als Begründungsmuster für die En­
gagementförderung bedient. Bürgerschaftliches 
Engagement wird nicht in seinen Potenzialen für 
die gesellschaftliche Mitgestaltung und die Par­
tizipation der Bürgerinnen und Bürger gesehen 
und unterstützt, sondern als „Lückenbüßer“ für 
eingeschränkte staatliche Leistungen konzipiert.

2. Neue Organisationsformen

Im Zuge dieser neuen Engagementstrategie wer­
den Organisationsformen entwickelt und eta­
bliert, in denen staatliche, marktliche und ge­
meinnützige Logiken miteinander vermischt 
werden. Die Wirtschaftswissenschaftlerin Berit 
Sandberg (2012) hat dies am Beispiel des staat­
lichen Zugriffs auf Stiftungen analysiert. Dem­
nach lassen sich zwei Strategien beobachten, mit 
denen der Staat versucht, Zugriff und Kontrolle 
auf das zivilgesellschaftliche Potenzial zu erhal­
ten: „Agenturbildung“ und „Quangoisierung“. 
„Agenturbildung“ steht für Vorgänge, bei denen 
öffentliche Aufgaben auf teilselbstständige Ein­
heiten der öffentlichen Verwaltung übertragen 
werden. „Quangoisierung“, abgeleitet vom Be­
griff der Quasi­Non­Governmental Organizati­
on (Quango), bezeichnet einen Prozess, bei dem 
eine staatliche „Nonprofit­Organisation“ in privat­
rechtlicher Organisationsform gegründet wird, 
um öffentliche Aufgaben zu erledigen. Paradig­
matisch für einen solchen Vorgang kann die 
Gründung der bereits erwähnten „Servicestelle 
Kommunen in der Einen Welt ENGAGEMENT 
GLOBAL gGmbH“ gelten, die vom Bundesmi­
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) initiiert worden ist. Das 
öffentliche Bundesunternehmen soll im Auftrag 
des BMZ das entwicklungspolitische Engage­
ment der Kommunen mobilisieren und koordi­
nieren.
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Auch die in einigen Bundesländern gegründe­
ten Landesstiftungen gehören in diesen Kontext. 
Mit Landesmitteln werden Stiftungen gegrün­
det, die aber nicht von der Zivilgesellschaft kon­

trolliert werden und zum Teil noch nicht einmal 
durch das Landesparlament legitimiert sind. Die 
Stiftungen werden stattdessen von der jeweili­
gen Landesregierung gesteuert.

IV. Perspektiven für die Weiterentwicklung der Freiwilligendienste

Was resultiert nun aus dieser Zustandsbeschrei­
bung für die Freiwilligendienste? Wenn man sie 
als besondere Formen bürgerschaftlichen En­
gagements und als Orte für umfassende Bildungs­
erfahrungen erhalten will, kann es nur darum 
gehen, sie unter einer zivilgesellschaftlichen Per­
spektive weiterzuentwickeln. Dazu im Folgen­
den einige Vorschläge.

1. Freiwilligendienste in zivilgesell-
schaftlicher Verantwortung stärken

Unter ordnungs­ und gesellschaftspolitischen Ge­
sichtspunkten sollte es darum gehen, den Bun­
desfreiwilligendienst (BFD) zu einem zivilge­
sellschaftlichen Freiwilligendienst zu entwickeln 
(vgl. Backhaus­Maul et al. 2012, S. 205). Für die 
Organisation des BFD bedeutet dies, seine kon­
krete Umsetzung wieder stärker in die Hände 
der Trägerorganisationen, der Vereine, Verbän­
de, Kirchengemeinden und auch der Kommu­
nen zu geben. Während der Vertragsabschluss 
und dessen Überwachung durch eine zentrale 
staatliche Instanz beim Zivildienst durchaus sei­
ne Berechtigung hatte, weil es dabei um eine ho­
heitliche Aufgabe ging, sind die Bedingungen 
im Bundesfreiwilligendienst grundlegend anders. 
Als freiwilliges Engagement gehören die Gewin­
nung der Freiwilligen, ihre vertragliche Bindung 
und ihre Begleitung in die Hände der Trägeror­
ganisationen. Sie sind mit ihren regionalen und 
lokalen Organisationen näher an den Lebens­
welten der Freiwilligen und der Einrichtungen, 
übernehmen – im besten Fall – eine wichtige 
Rolle als Vermittlungsinstanz zwischen beiden 

und befördern Prozesse der Qualitätsentwick­
lung in den Diensten. Nicht zuletzt gehört zu 
ihren gesellschaftspolitischen Aufgaben, bürger­
schaftliches Engagement zu generieren.

Eine Aufwertung der Trägerorganisationen wird 
auch für die internationalen Freiwilligendienste 
gefordert. So heißt es in der Evaluierungsstudie 
von „weltwärts“, dass die „Durchführungsver­
antwortung der Zivilgesellschaft“ gestärkt wer­
den sollte (Stern 2011a, S. 93). „Mittelfristiges 
Ziel sollte es ein, die Anerkennung von Einsatz­
plätzen nicht mehr durch das BMZ und das welt­
wärts­Sekretariat durchzuführen, sondern sich 
hierbei auf engagierte und qualitativ gut arbei­
tende Entsendeorganisationen zu verlassen.“ 
(ebd.). Die Aufgabe des BMZ bestünde demnach 
darin, Qualitätskriterien für Einrichtungen und 
Organisationen zu entwickeln, damit sie als Ein­
satzstelle anerkannt werden können. Die Über­
mittlung und Überprüfung dieser Kriterien soll­
te dann allerdings in der Verantwortung der Trä­
ger liegen. Eine wichtige Aufgabe kommt den 
Trägern als Entsendeorganisationen auch bei der 
Begleitung und Re­Integration der Rückkeh­
rer/­innen zu (vgl. Fischer/Haas 2013).

Um Missverständnissen vorzubeugen: Es geht mir 
mit dieser Position nicht darum, die gesetzli che 
Regelung und staatliche Förderung der Freiwilli­
gendienste infrage zu stellen. Im Gegenteil: Hier 
hat sich im Verlauf der Jahrzehnte mit den Jugend­
freiwilligendiensten ein erfolgreiches und weiter 
zu entwickelndes Modell einer Kooperati on von 
Staat und Zivilgesellschaft etabliert. Die gesetzli­
che Regelung ist unabdingbar, um allgemeingül­
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tige Grundlagen für die Freiwilligendienste fest­
zulegen und Standards vorzugeben, die für alle 
Akteure gelten. Der Staat ist im Kontext seiner 
Engagementpolitik zuständig für den Rahmen 
und die Förderung von Freiwilligendiensten, soll­
te sich aber einer direkten Einfluss nahme tun­
lichst enthalten. Deswegen gehören die Organisa­
tion der Freiwilligendienste wie die Gewinnung 
und Begleitung der Freiwilligen und der Einsatz­
stellen in die Verantwortung der zumeist gemein­
nützigen Träger sowie der Einrich tungen, in de­
nen die Einsatzstellen angesiedelt sind.

Eine zivilgesellschaftliche Weiterentwicklung der 
Freiwilligendienste stellt allerdings auch Anfor­
derungen an die Träger und Einsatzstellen. Ge­
meinnützige Organisationen sind nicht per se 
und selbstverständlich zivilgesellschaftliche Ak­
teure, sondern müssen sich als solche in ihrem 
Handeln ausweisen. Für die Freiwilligendienste 
bedeutet dies, dass die Organisationen gefordert 
sind, das Profil der Dienste als besondere Form 
eines bürgerschaftlichen Engagements weiter zu 
entwickeln. Dazu gehört, dass Traditionen aus 
den Pflichtdiensten, wie sie in einem Teil der Or­
ganisationen noch nachwirken, oder auch Prak­
tiken, Freiwillige als kostengünstige Arbeitskräft e 
einzusetzen, verändert werden müssen. Zu einem 
Freiwilligendienst gehören ein respektvoller und 
unterstützender Umgang mit den Freiwilligen 
ebenso wie Bildungs­ und Begleitkonzepte, in 
denen dem Bildungsanspruch umfas send Rech­
nung getragen wird.

2. Regionale Netzwerke und Anlaufstel-
len etablieren

Als ein Erfolg des BFD kann die Gewinnung der 
Kommunen sowie „kleiner“ Organisationen wie 
zum Beispiel der Tafeln als Einsatzstellen gelten.12 

12 Zur ambivalenten Rolle der Kommunen vgl. die diffe­
renzierte Auseinandersetzung mit der Position der Kom­
munalen Spitzenverbände zu den Freiwilligendiensten, 
wie sie von Christa Perabo (2013b) vorgelegt wurde.

In Kooperation mit den kommunalen Spitzenver­
bänden sind BFD­Freiwillige in zahlreichen kom­
munalen Einrichtungen und Diensten tätig ge­
worden. Was bislang angesichts der starken Prä­
senz etablierter Träger nicht gelungen ist, ermög­
licht offensichtlich der direkte Zugang zum BAFzA 
als Zentralstelle. Allerdings werden damit Ak­
teure zu Einsatzstellen, die mit den Logiken und 
dem Vorgehen in Freiwilligendiensten nicht ver­
traut sind und sich auch Konzeptionen für Bil­
dung und Begleitung erst erarbeiten müssen.

Um Kommunen und lokale Organisationen, die 
nicht über die Ressourcen verfügen, Freiwilli­
gendienste umfassend zu organisieren, und die 
sich auch keinem großen Träger anschließen 
wollen, als Anbieter von Freiwilligendiensten zu 
unterstützen, bräuchte es regionaler Netzwerke 
und Anlaufstellen. Thomas Rauschenbach und 
Reinhard Liebig haben bereits in ihrem zurück­
liegenden Gutachten für die Friedrich­Ebert­ 
Stiftung im Jahr 2002 Modelle wie etwa „regio­
nale Verbundsysteme“ vorgeschlagen, um vor al­
lem kleinere gemeinnützige Organisationen zu 
unterstützen und trägerübergreifende Struktu­
ren für die Freiwilligendienste zu schaffen (Rau­
schenbach/Liebig 2002, S. 64 f.). Dieser Vorschlag 
scheint mir aktueller denn je, wenn es darum 
geht, die zivilgesellschaftliche Ausrichtung der 
Freiwilligendienste zu stärken. Möglicherweise 
könnten die Bundesländer eine koordinierende 
und unterstützende Funktion wahrnehmen, um 
solche regionalen Netzwerke und Strukturen zu 
schaffen.

3. Freiwilligendienste als Orte für 
Engagement und Bildung ausbauen

Auch die fachliche und inhaltliche Profilierung 
der Freiwilligendienste sollte sich daran ausrich­
ten, sie als bürgerschaftliches Engagement weiter­
zuentwickeln. Dies gilt für den BFD im Beson­
deren, weil er auf den Traditionen eines Pflicht­
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dienstes aufsetzt, betrifft aber auch die Entwick­
lung der Jugendfreiwilligendienste. Eine zivil­
gesellschaftliche Ausrichtung heißt, dass in der 
Außendarstellung, aber auch in den organisati­
onsinternen Diskursen und in der pädagogischen 
Begleitung deutlich wird, dass es bei einem Frei­
willigendienst um ein freiwilliges bürgerschaft­
liches Engagement geht, das zugleich wertvolle 
individuelle Erfahrungs­ und Bildungsmöglich­
keiten eröffnet. Insbesondere in der Kommunika­
tion der Träger mit den Einsatzstellen dürfte die 
Vermittlung dieses Grundsatzes eine anspruchs­
volle Aufgabe sein.

Für die Sozialisation in bürgerschaftliches Han­
deln kommt der pädagogischen Begleitung eine 
wichtige Rolle zu. So formuliert Angela Eberhard 
in ihrer Untersuchung zum FSJ als Anforderung: 
„Sollte es der pädagogischen Begleitung im FSJ 
gelingen, sowohl die Bereitschaft zu gemeinsinn­
orientiertem Handeln zu stärken als auch zur 
Partizipation im politischen Prozess zu ermuti­
gen, so wäre dem freiwilligen sozialen Jahr ein 
erhebliches Potenzial zur Entfaltung von Kom­
petenzen zuzusprechen, die auf der individuellen 
Ebene als ‚Bürgersinn’ bezeichnet werden kann 
und die als konstitutiv zur Entwicklung einer Bür­
gergesellschaft betrachtet werden muss.“ (Eber­
hard 2002, S. 129).

Der Auftrag der pädagogischen Begleitung be­
steht demnach nicht nur in der Reflexion der be­
ruflichen und persönlichen Entwicklung, son­
dern sollte auch die Einführung in bürgerschaft­
liches Engagement und gesellschaftliche Parti­
zipation umfassen. Ansätze aus der politischen 
Jugendbildung könnten Anknüpfungspunkte sein, 
um Prozesse der Auseinandersetzung mit gesell­
schaftlichen, ökologischen und globalen Proble­
men in den Seminaren anzuregen und damit den 
Freiwilligen einen Zugang zu ihrer Rolle als Bür­
gerinnen und Bürger zu vermitteln (vgl. Scherr 
2011).

Nicht zuletzt impliziert eine bürgerschaftliche 
Perspektive auch, den Freiwilligen Möglichkei­
ten der Mitsprache und Mitgestaltung in ihren 
Freiwilligendiensten zu eröffnen. Dies kann von 
der Verantwortung für ein eigenes Projekt bis hin 
zu Prozessen der Interessenvertretung reichen. Im 
Kontext der internationalen Freiwilligendienste 
haben sich zum Beispiel Netzwerke ehemaliger 
Freiwilliger gebildet, die sich in die politische 
und fachliche Debatte einmischen, die Freiwil­
lige bei ihrer Rückkehr unterstützen und auch 
in die Organisation der Dienste zum Beispiel in 
den Vorbereitungsseminaren eingebunden sind 
(vgl. grenzenlos e.V. o. J.). Die explizite Förde­
rung von Rückkehrprogrammen bei „weltwärts“ 
unterstützt derartige Selbstorganisationsprozes­
se.

4. Tragfähige Bildungskonzepte für die 
älteren Freiwilligen entwickeln

Für die älteren Teilnehmer/­innen im Bundes­
freiwilligendienst stellt sich die Anforderung, 
tragfähige Konzepte zu entwickeln, die sie in ih­
rem Freiwilligendienst begleiten und ihnen Bil­
dungsprozesse ermöglichen. Dabei muss die He­
terogenität sowie der hohe Anteil von erwerbs­
losen Teilnehmern in dieser Gruppe unbedingt 
berücksichtigt werden. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer befinden sich in unterschiedlichen 
Lebenssituationen und ­phasen und haben da­
mit auch unterschiedliche Bildungsbedürfnisse, 
sodass standardisierte Bildungs­ und Begleit­
konzepte nicht sinnvoll erscheinen. Ebensowe­
nig können die Konzepte der pädagogischen Be­
gleitung aus den Jugendfreiwilligendiensten ein­
fach auf die Begleitung der älteren Freiwilligen 
übertragen werden. Für erwerbslose Freiwillige 
käme es darauf an, dass sie ihre Erwartungen an 
den BFD im Kontext der Begleitung offen the­
matisieren können, um von da ausgehend ge­
meinsam individuelle Wege und Optionen für 
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die Zeit während und nach dem Freiwilligen­
dienst zu erarbeiten. Dazu würde dann auch die 
Frage nach der Sinnhaftigkeit von Bildungspro­
zessen gehören, wenn es mit dem BFD nicht 
(mehr) um eine berufliche Neuorientierung geht 
und auch Fragen der Persönlichkeitsentwicklung 
einen anderen Stellenwert haben als bei jungen 
Erwachsenen.

Um den älteren Freiwilligen umfassende Bil­
dungsprozesse zu ermöglichen, sind neben der 
gemeinsamen Reflexion ihrer Erfahrungen aus 
dem Freiwilligendienst Formen individueller Un­
terstützung und Begleitung notwendig, die auf 
die jeweilige Lebenssituation und den Bedarf 
der Einzelnen zugeschnitten sind. Dies erfordert 
dementsprechende personelle und finanzielle 
Ressourcen.

5. Vernachlässigte Zielgruppen integrie-
ren

Für die Freiwilligendienste insgesamt gilt nach 
wie vor die Anforderung, neue Modelle zu ent­
wickeln, um für Zielgruppen wie bildungsbe­
nachteiligte Jugendliche und Freiwillige aus Mi­
grationsfamilien attraktiv zu werden. Die Erhö­
hung der Förderpauschalen für die pädagogi­
sche Begleitung der bislang ausgegrenzten Ziel­
gruppen wird dafür sicherlich nicht ausreichen. 
Für die Integration sogenannter benachteiligter 
Jugendlicher wären neue Projekte notwendig, 
die sich an dem Bedarf der Freiwilligen ausrich­
ten und passgenau auf sie zugeschnitten sind. 
Die beiden von der Diakonie in Württemberg 
durchgeführten Projekte des fsjplus und fsj­focus 
könnten erste Orientierungen auch für andere 
Träger sein (vgl. Hinz­Rommel et al. 2012).

V. Einige Bemerkungen zum Schluss

Überlegungen zur gesetzlichen Regelung der 
Freiwilligendienste

In absehbarer Zeit wird es sicherlich darum gehen 
müssen, die verschiedenen Freiwilligendienste 
unter das gemeinsame „Dach“ eines Freiwilli­
gendienstgesetzes zu bekommen. Ein solches 
Gesetz sollte sich an der Bestimmung von Frei­
willigendiensten als geregelten Formen bürger­
schaftlichen bzw. freiwilligen Engagements ori­
entieren, sollte unbedingt das Trägerprinzip und 
die zivilgesellschaftliche Ausrichtung berücksich­
tigen (vgl. auch Deutscher Verein für öffentliche 
und private Fürsorge 2013) und darüber hinaus 
Regelungen für Förderstrukturen vorsehen, die 
zum Beispiel regionale Vernetzungen und An­
laufstellen in zivilgesellschaftlicher Trägerschaft 
ermöglichen. Die Verbindung von verantwor­
tungsvoller Tätigkeit und Bildungserfahrungen, 
wie sie für die Jugendfreiwilligendienste konsti­
tutiv ist, sollte unbedingt erhalten bleiben.

Klärung des Verhältnisses von Jugendfreiwilligen­
diensten und Bundesfreiwilligendienst

Der 14. Kinder­ und Jugendbericht befasst sich in 
einem eigenen Kapitel mit der derzeitigen Situa­
tion in den Freiwilligendiensten und beschreibt 
Herausforderungen, die sich für die Jugendfrei­
willigendienste infolge demografischer Verän­
derungen, der Zunahme von Jugendlichen mit 
Migrationserfahrungen sowie dem weitgehen­
den Ausschluss von benachteiligten Jugendlichen 
ergeben (vgl. Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 2013, S. 408 ff.). 
Eine der zentralen Herausforderungen der nächs­
ten Jahre wird darin gesehen, das Verhältnis und 
die jeweiligen Aufgabenteilungen zwischen den 
Jugendfreiwilligendiensten und dem Bundes­
freiwilligendienst zu klären. Dabei wird ein ein­
deutiges Votum für die Jugendfreiwilligendiens­
te formuliert. „Es wird also in Zukunft darauf 
ankommen, den Bestand der Jugendfreiwilligen­
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dienste auch und gerade gegenüber einer Do­
minanz des zentral gesteuerten Bundesfreiwilli­
gendienstes zu erhalten, um auf diese Weise die 
spezifische Qualität der Jugendfreiwilligendiens­
te als zivilgesellschaftliche Lerndienste für junge 
Menschen zu stabilisieren.“ (ebd., S. 410).

Dies wäre u. a. auch der Auftrag eines neuen Frei­
willigendienstgesetzes, wenn dies in der neuen 
Legislaturperiode erarbeitet werden sollte.

Zum Problem der Verdienstlichung

Einer weiteren Ausweitung des Freiwilligendienst­
begriffs auf generationenübergreifende Formen 
und deren gesetzliche Regelung, wie sie von ein­
zelnen Bundesländern, kommunalen Spitzen­
verbänden und Trägern forciert wird, würde ich 
eine klare Absage erteilen. Damit wird einem in­
flationären Gebrauch des Freiwilligendienst­Be­
griffs und einer „Verdienstlichung“ des Engage­
ments Vorschub geleistet, die einem modernen 
Verständnis von bürgerschaftlichem Engage­
ment als Mitsprache und ­gestaltung widerspre­
chen (ausführlicher dazu Jakob 2013). Statt einer 
Orientierung an einem Engagementverständnis 
als Dienst ist für die Engagierten die sinnstiften­
de Bedeutung viel wichtiger geworden. Der Frei­
willigendienst­Begriff sollte deshalb auf den Be­
reich geregelter Tätigkeiten begrenzt bleiben.
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Die Förderung der Bürgergesellschaft bleibt ein zentrales Thema der aktuellen Reformdebatte. Der 
Arbeitskreis „Bürgergesellschaft und Aktivierender Staat“ ist in diesem Diskurs seit dem Jahr 2001 ein 
Forum, das reformpolitisch relevante Themenstellungen aufgreift, analysiert und in der politischen 
Debatte Stellung bezieht. Damit soll ein Beitrag geleistet werden, ein Netzwerk für die politische Be­
ratung institutioneller Reformpolitik aufzubauen und dessen Überlegungen der Politik vorzustellen. 
Der Arbeitskreis versteht sich insofern als kritischer Impulsgeber für die öffentliche Reformdebatte.

Anlass und Ausgangspunkt bildet das Interesse, die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 
und des darin liegenden Demokratisierungspotenzials einerseits und die Staatsmodernisierung in 
Kategorien des aktivierenden Staates andererseits zusammenzubringen. Das Augenmerk des Arbeits­
kreises gilt in erster Linie der Stärkung der Bürgergesellschaft und entsprechender Partizipations­
chancen: Diese Perspektive bestimmt die zu formulierenden Modernisierungsanforderungen an 
staatliche Instanzen und Akteure.

Die persönlich eingeladenen Mitglieder des Arbeitskreises reflektieren den interdisziplinären Arbeits­
ansatz: Die Friedrich­Ebert­Stiftung hat Persönlichkeiten aus Politik, Verwaltung und Wissenschaft, 
Wirtschaft, Medien, Verbänden und anderen gesellschaftlichen Organisationen gewinnen können, 
ihre fachlichen und persönlichen Erfahrungen dem Arbeitskreis zur Verfügung zu stellen. Neben die­
sen ständigen Teilnehmern werden zu den jeweiligen Themen Einladungen an einen themenspezifisch 
kompetenten Adressatenkreis ausgesprochen.

In regelmäßigen Sitzungen diskutiert der Arbeitskreis Themen, die der praktischen Umsetzung bür­
gerschaftlichen Engagements und der Entwicklung der Bürgergesellschaft förderlich sind. Sie werden 
zudem auf Fachkonferenzen, öffentlichen Veranstaltungen oder über Analysen und Gutachten aufge­
griffen und vom Arbeitskreis kritisch begleitet. Zugleich dient dieser Gesprächszusammenhang dem 
Informations­ und Erfahrungsaustausch und der Vernetzung seiner Mitglieder und ihrer Praxisfelder.

Der Arbeitskreis wurde 2002 von Dr. Michael Bürsch (†) und Dr. Albrecht Koschützke gegründet. Er 
ist organisatorisch beim Forum Politik und Gesellschaft der Friedrich­Ebert­Stiftung angesiedelt und 
wird von einer Steuerungsgruppe (Dr. Serge Embacher, Dr. Ansgar Klein, Dr. Susanne Lang, Prof. Dr. 
Roland Roth, Bettina Luise Rürup) geleitet.

Ausführliche Informationen, Kontaktpersonen, Ergebnisse der Plenardebatten sind auf den Internet­
seiten des Arbeitskreises dokumentiert: http://www.fes.de/buergergesellschaft/

Die Publikationen sind abzurufen unter www.fes.de/buergergesellschaft „Analysen – Analysen des Ar­
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